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Nach vorläufigen Berechnungen des STATISTISCHEN BUN-
DESAMTES dürfte die Revision zu einem Anstieg des nomi-
nalen BIP in Deutschland um knapp 3% führen. Dieser
Effekt beruht vor allem auf der geänderten Verbuchung
der FuE-Aufwendungen. Die anstehende Revision haben
wir als Anlass genommen, um die damit verbundenen
Auswirkungen auf das statistisch ausgewiesene Ausmaß
der Konvergenz zwischen Ostdeutschland und West-
deutschland zu ermitteln. Allerdings ist dabei zu berück-
sichtigen, dass die Implementierung solch einer Revision
sehr aufwendig ist und nicht alle Basisinformationen hierfür
tatsächlich öffentlich zur Verfügung stehen. Aus diesem
Grund werden hier lediglich die quantitativen Auswirkun-
gen der veränderten Verbuchung privater FuE-Aufwen-
dungen berücksichtigt. Darüber hinaus benutzen wir als
Normierungsgröße für das BIP je Einwohner die ange-
passten Bevölkerungsangaben aus dem Zensus 2011.
Weitergehende quantitative Effekte für das BIP aufgrund
der neuen Zensusergebnisse können aber nicht betrach-
tet werden. Letztendlich stellen die Berechnungen somit
eine erste Annäherung an die tatsächlichen Werte der
Revision dar. Dabei dürften unsere Resultate lediglich Mi-
nimaleffekte präsentieren, da militärische Güter vor allem
in Westdeutschland produziert werden und die FuE-Aus-
gaben des Hochschulsektors am BIP für die westdeut-
schen Bundesländer größer sind. Demnach dürften die
quantitativen Effekte im Westen nochmals höher ausfallen.

Nach unseren Berechnungen dürfte das Bruttoinlands -
produkt in Ostdeutschland (ohne Berlin) um etwa 1%
höher ausfallen als nach bisheriger Berechnungsweise.
Der Revisionseffekt ist insoweit geringer als für Deutsch-
land insgesamt, was daran liegt, dass die FuE-Aufwen-
dungen des Wirtschaftssektors gemessen am BIP in
Westdeutschland etwa doppelt so hoch sind wie in Ost-
deutschland. In der nachfolgenden Abbildung 1 ist der
Revisionseffekt für die ostdeutschen Flächenländer so-
wohl beim BIP je Einwohner als auch beim BIP je Er-
werbstätigen im Zeitraum 2003 bis 20113 dargestellt.
Alle Linien sind auf den entsprechenden Wert für die
westdeutschen Flächenländer normiert. Es zeigt sich, dass
der Angleichungsstand der ostdeutschen Länder beim
BIP je Einwohner wie auch beim BIP je Erwerbstätigen
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Das STATISTISCHE BUNDESAMT hat für den Herbst dieses
Jahres eine erneute Revision der Daten der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) angekündigt. Die-
se wird aller Voraussicht nach zu einer Erhöhung des
statistisch ausgewiesenen nominalen Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) in Deutschland um knapp 3% gegenüber
den bisher veröffentlichten Werten führen [vgl. STATISTI-
SCHES BUNDESAMT (2014)]. Wie überschlägige Rechnungen
des IFO INSTITUTS zeigen, wird auch das nominale Brutto -
inlandsprodukt der ostdeutschen Länder etwas höher
aus fallen als bisher ausgewiesen. Allerdings fällt die Revi-
sion in den westdeutschen Bundesländern deutlich stärker
aus. Im Ergebnis wird Ostdeutschland durch die Revisi-
on der Statistik zwar „reicher“, die Lücke bei der „Anglei-
chung der Lebensverhältnisse“ dürfte aber sogar noch
größer ausfallen als bisher.

Anpassungen der amtlichen Statistik werden von Zeit
zu Zeit notwendig, um neue Methoden und Definitionen
sowie neu verfügbare Datenquellen einzuarbeiten. So auch
in diesem Fall: Zum 1. September 2014 müssen die Da-
ten der VGR1 nach einem neuen Standard, dem Europäi-
schen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
2010 (ESVG 2010), berechnet und veröffentlicht werden
[vgl. hier und im Folgenden BRAAKMANN (2013)]. Die quan -
titativ bedeutsamste Änderung gegenüber dem bislang
verwendeten ESVG 1995 betrifft die Verbuchung von pri-
vaten und öffentlichen Aufwendungen für Forschung und
Entwicklung (FuE). Bis dato wurden FuE-Aufwendungen
des Wirtschaftssektors als Vorleistungen gebucht und
waren insoweit kein Bestandteil der gesamtwirtschaftli-
chen Wertschöpfung. Im neuen Standard ESVG 2010
werden FuE-Aufwendungen hingegen durchaus sach -
gerecht als Bruttoanlageinvestitionen angesehen, die da-
mit das BIP erhöhen. Die geänderte Verbuchungspraxis
bewirkt zudem, dass private FuE-Leistungen nunmehr
auch den gesamtwirtschaftlichen Kapitalstock erhöhen
und damit als produktivitätsrelevant gelten. Öffentliche FuE-
Ausgaben wiederum wurden bislang als Teil des Staats-
verbrauchs angesehen, sodass es hier lediglich zu einer
Umbuchung zwischen Konsum und Investitionen kommt.2

Weitere Anpassungen beim Übergang zum ESVG
2010 betreffen die Verbuchung militärischer Güter sowie
eine Reihe methodischer Änderungen. Zudem werden
auch die mit dem Zensus 2011 revidierten Einwohnerzah -
len bei der künftigen Neuberechnung des BIP berück-
sichtigt.

Ostdeutschland wird statistisch „reicher“, aber
der Westen noch mehr!
Robert Lehmann und Joachim Ragnitz*



Quellen: Arbeitskreis VGR der Länder (2013), Statistisches Bundesamt, Wissenschaftsstatistik des Stifterverbands für die Deutsche
 Wissenschaft, Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 1: Bruttoinlandsprodukt je Einwohner bzw. Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen 
für  Ostdeutschland (ohne Berlin) 2003 bis 2011 mit und ohne Revisionseffekt (westdeutsche
 Flächenländer=100)
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trotz der Aufwärtsrevision der Absolutwerte um 0,9 Pro-
zentpunkte niedriger ausfällt als bislang ausgewiesen: Im
Jahr 2011 lag das BIP je Einwohner (je Erwerbstätigen)
damit bei 66,9 % (75,1%) des Wertes der westdeut-
schen Flächenländer.

Abschließend stellt sich die Frage, wie stark die ein-
zelnen ostdeutschen Länder von der Revision betroffen
sind. In der nachfolgenden Tabelle 1 sind die Werte für
das BIP je Einwohner im Jahr 2011 vor und nach der Re-
vision sowie die prozentuale Veränderung angegeben.

Es zeigt sich, dass Sachsen-Anhalt (0,43 %) und Bran-
denburg (0,54 %) am geringsten von der Revision profi-
tieren; den stärksten Anstieg der statistisch ausgewiesenen
Wirtschaftsleistung pro Kopf der ostdeutschen Flächen-
länder weist demgegenüber Sachsen auf (1,26 %). So-
wohl bei den westdeutschen Flächenländern insgesamt
als auch bei den strukturschwachen Westländern4 ist der
Anstieg aber größer als für Ostdeutschland. Dies bedeutet
im Umkehrschluss, dass der Angleichungsstand in  allen
Ländern geringer ausfällt als bislang ausgewiesen.

Das insgesamt enttäuschende Konvergenzniveau in
der Wirtschaftskraft der ostdeutschen Länder gemessen

an westdeutschen Vergleichsmaßstäben unterstreicht
noch mals die Notwendigkeit, den „Aufbau Ost“ nicht  aus
dem Blick zu verlieren. Angesichts der bestehenden,
 zumeist strukturellen Schwächen der ostdeutschen Wirt-
schaft ist die Förderung von Innovationen dabei der
 geeignetste Ansatzpunkt. Dass es alsbald zu einer stär-
keren Konvergenz zum Westen (oder auch nur zu den
strukturschwächeren Westländern) kommen wird, ist aber
auch dann eher unwahrscheinlich.

Literatur
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Quellen: Arbeitskreis VGR der Länder (2013), Statistisches Bundesamt, Wissenschaftsstatistik des Stifterverbands für die Deutsche
 Wissenschaft, Berechnungen des ifo Instituts.

Tabelle 1: Nominales Bruttoinlandsprodukt je Einwohner für das Jahr 2011 vor und nach der Revision

1 Zu den Daten der VGR zählen u. a. bekannte Größen wie das nominale
Bruttoinlandsprodukt, die nominale Bruttowertschöpfung einzelner Wirt-
schaftsbereiche oder die Bruttolöhne und -gehälter.

2 Die kapitalstockerhöhende Verbuchung der FuE-Leistungen als Inves -
titionen führt zudem dazu, dass Abschreibungen auf frühere FuE-Auf-
wendungen vorgenommen werden müssen, die entsprechend den Ge-
pflogenheiten der VGR ebenfalls bruttoinlandsprodukterhöhend wirken.

3 Für die FuE-Aufwendungen sind bislang keine aktuelleren Daten ver -
fügbar.

4 Unter den strukturschwachen Westländern versteht man in aller Regel
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein.

Bundesland / Region Vor Revision (in %) Mit Revision (in %) Veränderung (in %)

Brandenburg 22.997 23.121 0,54

Mecklenburg-Vorpommern 22.036 22.186 0,68

Sachsen 23.512 23.808 1,24

Sachsen-Anhalt 22.507 22.603 0,43

Thüringen 22.194 22.422 1,03

Ostdeutsche Flächenländer 22.811 23.007 0,86

Westdeutsche Flächenländer 33.628 34.366 2,19

Strukturschwache Westländera 28.656 29.092 1,52

a) Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein.
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Die Erweiterungspläne für den Braunkohletagebau in der
Lausitz sorgen ein halbes Jahr vor den anstehenden Land -
tagswahlen in Sachsen und Brandenburg für heftige po-
litische Auseinandersetzungen zwischen Befürwortern und
Gegnern des Bergbaus [vgl. zu den Argumenten KULICK und
AVRAM (2014)]. Durch die Veröffentlichung des Braun koh -
lenplans für den Tagebau Welzow-Süd in Brandenburg
[vgl. GEMEINSAME LANDESPLANUNGSABTEILUNG BERLIN-BRAN-
DENBURG (2013)] und durch die jüngste Genehmigung der
Erweiterung des Tagebaus Nochten durch das sächsi-
sche Innenministerium [vgl. SMI (2014)] rückt die Lausitz
als länderübergreifende Region mit besonderer Wirt-
schafts- und Industriestruktur einmal mehr ins Zentrum
politischer Diskussionen. Dies nicht ohne Grund: In den
Landkreisen der Lausitz lebt immerhin rund ein Sechs-
 tel der Gesamtbevölkerung der Länder Brandenburg und
Sachsen auf fast einem Viertel der Gesamtfläche beider
Länder. Die Lausitz ist damit für die Entwicklung von
Sachsen und Brandenburg von wichtiger Bedeutung,
muss sich jedoch heute schon großen demographischen
Herausforderungen stellen. Hierdurch gewinnt die der-
zeitige Diskussion um die Wirtschaftsstruktur der Lausitz
für die Zukunftsperspektiven der Region an zusätzlicher
 Brisanz.

Aufgrund der großen Bedeutung und des harten poli-
tischen Ringens um die „Kohlefrage“ wird in der aktuellen
Debatte um die Zukunft der Lausitz eine für die Region
mindestens ebenso zentrale Frage jedoch weitgehend
ausgeblendet: Wie ist es um die Wirtschaftstruktur außer -
halb der Braunkohlesektoren Bergbau und Energie be-
stellt? Ist die Industrie in der Lausitz mehr als nur Braun-
kohle? Und wie wirken die besondere Branchenstruktur
und der einschneidende demographische Wandel zusam -
men auf die künftige Wachstumsentwicklung der Region?

In zwei Beiträgen in ifo Dresden berichtet sollen diese
politisch hoch bedeutsamen Fragen näher untersucht
werden.1 In diesem ersten Beitrag werden dabei zunächst
der in der Lausitz vertretene „Branchenmix“ betrachtet
und die Besonderheiten der Region gegenüber der ost-
deutschen Wirtschafts- und Industriestruktur dargestellt –
mit einem überraschenden Befund: Die Lausitzer Indus -
trie ist trotz der unveränderten Dominanz der Sektoren
Bergbau und Energie stärker diversifiziert als die ostdeut -
sche Industrie insgesamt. Ein zweiter Beitrag in einer der

kommenden Ausgaben von ifo Dresden berichtet wird
hierauf aufbauend untersuchen, ob und unter welchen
Bedingungen es der Lausitz trotz der erheblichen demo-
graphischen Veränderungen gelingen kann, die noch im-
mer vorhandene Wohlstands- und Produktivitätslücke zu
Westdeutschland bis zum Jahr 2030 zu schließen.

Zwischen Sachsen und Brandenburg: Die Lausitz
als Region

Die Lausitz umfasst geographisch die Landkreise Görlitz
und Bautzen in Sachsen sowie in Brandenburg die kreis-
freie Stadt Cottbus, die Landkreise Elbe-Elster, Spree-
Neiße, Oberspreewald-Lausitz sowie den Südteil des
Land  kreises Dahme-Spreewald (vgl. Abb. 1).2 In der Lau -
sitz lebten 2012 insgesamt knapp 1,1 Mill. Einwohner.
Dies entspricht etwa der Einwohnerzahl des Saarlandes.
Allerdings umfasst die Lausitz mehr als das Vierfache der
Fläche des Saarlandes; die Lausitz ist damit eine ver-
gleichsweise dünn besiedelte Region Deutschlands.

Auch die Zahl der Einwohner und Erwerbspersonen
ist seit Jahren rückläufig. Zwischen 1995 und 2012 hatte
die Region einen Bevölkerungsverlust von fast 20 % zu
verzeichnen [vgl. STATISTISCHE ÄMTER DES BUNDES UND DER

LÄNDER (2013a)]. Besonders die starke Abwanderung
von Menschen im erwerbsfähigen Alter hat die Lausitz in
den letzten Jahrzehnten stark getroffen. Der für weite Tei-
le Ostdeutschlands charakteristische demographische
Wandel ist hier bereits in seinen zahlreichen Facetten, 
z. B. der anhaltenden Fachkräfteknappheit, spürbar. Die
Landschaft und auch das Wirtschaftsprofil der Lausitz
sind stark geprägt von den Sektoren Energie und Berg-
bau durch die weiträumigen Braunkohletagebaue und
die anschließende Verstromung in den Kohlekraftwer-
ken der Region. Beide spezifischen Charakteristika – die
enormen demographischen Veränderungen sowie die
be sondere Industriestruktur – prägen die Lausitz und
stehen daher im Zentrum der nachfolgenden Betrach-
tungen.

Mehr als nur Kohle? Die Wirtschafts- und
Industrie region Lausitz – Teil 1: Branchen- und
 Unternehmensstruktur
Jan Kluge, Robert Lehmann und Felix Rösel*

* Jan Kluge, Robert Lehmann und Felix Rösel sind Doktoranden der Nie-
derlassung Dresden des ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsfor-
schung an der Universität München e. V.
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Wirtschafts- und Industriestruktur der Lausitz

Branchenstruktur

Der Zusammenbruch der DDR brachte in Ostdeutsch-
land eine massive transformationsbedingte Deindustria -
lisierung sowie einen starken Kapazitätsaufbau im Bau-
gewerbe mit sich [vgl. ARENT et al. (2011)]. Wenngleich
allgemein von einer Annäherung der Wirtschaftsstruktu-
ren zwischen Ostdeutschland und Westdeutschland ge-
sprochen werden kann, finden sich immer noch deutliche
regionale Unterschiede.

Einen Überblick über wirtschaftsstrukturelle Unter-
schiede zwischen Regionen gibt die prozentuale Auf -
teilung der sektoralen Bruttowertschöpfung (BWS). Tabel-
le 1 zeigt die Wertschöpfungsanteile zusammengefasster
Wirt schaftsbereiche an der gesamten BWS für die ost-
deutschen und westdeutschen Flächenländer sowie die
Lausitz im Jahr 2011. Auffällig ist der im Vergleich zu
Westdeutschland und Ostdeutschland überdurchschnitt -
lich hohe Anteil der Industrie (Industrialisierungsgrad) in
der Lausitz (30,8 %). Maßgeblich für den hohen Indus -
trialisierungsgrad ist die starke Präsenz der Sektoren Berg -
bau und Gewinnung von Steinen und Erden sowie Ener-
gie- und Wasserversorgung (15,2 %). Anteilsmäßig war 

in der Lausitz dieser Sektor im Jahr 2011 annähernd so
groß wie das gesamte Verarbeitende Gewerbe. Für die
ostdeutschen und westdeutschen Flächenländer hin -
gegen haben der Bergbau und der Energiesektor einen
vergleichsweise geringeren Anteil an der gesamten Wert-
schöpfung der jeweiligen Region. Im Vergleich zu den
westdeutschen Flächenländern zeigt sich in der Lausitz,
wie für die ostdeutschen Flächenländer insgesamt, eine
stärkere Präsenz des Primärsektors (Land- und Forst-
wirtschaft; Fischerei), der Bauwirtschaft und des öffent -
lichen Sektors. Die marktbestimmten Dienstleistungen
(Handel und Unternehmensdienstleister) sind hingegen
deutlich schwächer vertreten.

Um eine weitergehende Analyse der Wirtschaftsstruk -
tur der Lausitz vornehmen zu können, sind in Tabelle 1
die Anteile einzelner Sektoren auch nach sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung (SV-Beschäftigung) dar-
gestellt. Diese erlauben im Folgenden eine branchen -
genauere Analyse als die stärker aggregierten Daten der
BWS. Qualitativ entsprechen die Branchenanteile nach
Beschäftigtenzahlen annähernd den wertschöpfungs -
basierten Anteilen. Einzig im Sektor Bergbau und Energie-
versorgung fallen die Branchenanteile deutlich auseinan-
der; eine Ursache hierfür ist die hohe Kapitalintensität in
diesem Sektor.

Quelle: Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 1: Geographische Lage der Lausitz
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Um die Besonderheiten des Wirtschaftsprofils der Lau-
sitz herauszuarbeiten, werden im Folgenden die bisher
aggregierten Industriebranchen Verarbeitendes Gewerbe
sowie Bergbau und Energieversorgung anhand von SV-
Be schäftigtenzahlen tiefer aufgegliedert (die Auswahl der
Branchen wird an geeigneter Stelle angegeben). Dabei
soll insbesondere die relative Bedeutung der in der Lau-
sitz vertretenen Branchen mit der Bedeutung dieser Bran -
chen in Ostdeutschland verglichen werden. Zu diesem
Zwecke werden analog zu Tabelle 1 die regionalen Antei-
le einzelner Branchen an der Gesamtwirtschaft gebildet
und anschließend mit dem ostdeutschen Durchschnitt
(einschließlich Berlin) der Branchen als Benchmark ver -
glichen, der jeweils auf 100 % normiert wird.

Abbildung 2 zeigt den Branchenanteil in der Lausitz
in Relation zum durchschnittlichen Branchenanteil in den
ostdeutschen Ländern. Nach wie vor dominieren die Sek -
toren Bergbau sowie Energiewirtschaft die Industrieland-
schaft in der Lausitz. Der Branchenanteil des Sektors

Bergbau ist mehr als fünfmal so groß wie der Anteil die-
ses Sektors an der Gesamtwirtschaft in Ostdeutschland.
Allerdings zeigt die Lausitz auch ein markantes indus tri -
elles Profil neben der Braunkohle. Dieses Profil wird im
Wesentlichen geprägt von vier Sektoren mit großer Be-
schäftigtenzahl: Ernährungswirtschaft, Chemie/Kunststof fe
sowie Metall und Maschinenbau. Mit 51,2 % sind mehr
als die Hälfte aller 81.757 Industriebeschäftigten der Lau-
sitz in diesen Sektoren tätig; der Branchenanteil dieser
Sektoren liegt außerdem jeweils deutlich über dem ost-
deutschen Branchenanteil. Außerdem sind auch in den
kleineren Branchen Textil sowie Glas, Keramik, Verarbei-
tung von Steinen und Erden (9,3 % aller Industriebe-
schäftigten der Lausitz) anteilig deutlich mehr Mitarbei -
ter beschäftigt als im ostdeutschen Durchschnitt. Diese
sind damit ebenfalls strukturprägend für die Lausitz (vgl.
Abb. 2). Im Dienstleistungsbereich zeigt sich wie nach
Wertschöpfungsanteilen auch nach SV-Beschäftigten-
An teilen dagegen ein umgekehrtes Bild. Hier liegt der

Quellen: Arbeitskreis VGR der Länder (2013), Bundesagentur für Arbeit (2013a, b), Berechnungen des ifo Instituts.

Tabelle 1: Anteile der Wirtschaftsbereiche an der nominalen Bruttowertschöpfung 2011 bzw. Anteil der
sektoralen sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 2012 (in %)

Wirtschaftsbereich

Bruttowertschöpfunga SV-Beschäftigungb

Lausitz

Ost -
deutsche
Flächen-

länder

West -
deutsche
Flächen-

länder

Lausitz

Ost -
deutsche
Flächen-

länder

West -
deutsche
Flächen-

länder

Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei

1,6 1,9 1,0 2,6 2,2 0,6

Bergbau; Energie- und 
Wasserversorgung

15,2 5,2 3,6 4,6 2,5 1,8

Verarbeitendes Gewerbe 15,6 18,2 23,7 19,8 18,7 24,4

Baugewerbe 6,8 7,0 4,7 8,5 7,7 5,5

Handel, Verkehr und Lagerei,
Gastgewerbe, Information und
Kommunikation

14,8 17,5 19,2 21,4 23,7 25,5

Finanz-, Versicherungs- und 
Unternehmensdienstleister;
Grund stücks- u. Wohnungswesen

20,0 21,5 25,7 12,3 15,2 16,8

Öffentliche und sonstige
 Dienstleister, Erziehung und
 Gesundheit, Private Haushalte
mit Hauspersonal

26,0 28,8 22,1 30,7 30,0 25,2

a) Angaben für das Jahr 2011 – b) Stichtag: 30.06.2012.
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Branchenanteil in der Lausitz teilweise deutlich unter dem
ostdeutschen Durchschnitt, z.B. in der Branche Informa-
tion und Kommunikation.

Die Sektoren Bergbau und Energieversorgung (Bran-
chenanteil 550 % bzw. 174 % im Vergleich zum ostdeut-
schen Durchschnitt) spielen jedoch unverändert eine zen -
trale Rolle für Beschäftigung und Bruttowertschöpfung in
der Lausitz. Insbesondere aufgrund der reichen Braun-
kohlevorkommen konnte die Lausitz sich zur Energie -
region entwickeln. Heute ist die Lausitz nach dem Rhein-
land das zweitgrößte Braunkohlerevier in Deutschland.
Im Jahr 2012 wurden hier über 62 Mill. Tonnen Braun-
kohle gefördert [vgl. STATISTIK DER KOHLENWIRTSCHAFT E. V.
(2013a)]. Mit den Braunkohlekraftwerken im branden -
burgischen Jänschwalde und im sächsischen Boxberg
 verfügt die Lausitz über zwei der größten Kraftwerke in
Deutschland überhaupt. Zusammen mit dem Kraftwerk
in Schwarze Pumpe erreichen sie eine jährliche Netto-

Stromer zeugung von durchschnittlich 56 Terawattstun-
den [vgl. VATTENFALL EUROPE MINING AG (2013)].

Ungeachtet ihrer immer noch starken relativen Be-
deutung sind die Beschäftigtenzahlen in den Bereichen
Energie und Bergbau jedoch seit Jahrzehnten rückläufig.
Von den fast 80.000 Arbeitsplätzen, die noch in den
1980er Jahren in der Lausitz im Bereich Braunkohle be-
standen, waren 2008 nur noch etwas mehr als 5.000
übrig [vgl. STATISTIK DER KOHLENWIRTSCHAFT E.V. (2013b)].
Auch im Energiesektor sind die Beschäftigtenzahlen
gesunken. Allein im Elektrizitätsbereich fielen die Be-
schäftigtenzahlen zwischen 2002 und 2011 in Branden-
burg und Sachsen insgesamt um fast ein Viertel von
12.500 auf rund 9.600 Personen [vgl. AMT FÜR STATISTIK

BERLIN-BRANDENBURG (2013) und STATISTISCHES LANDESAMT

DES FREISTAATES SACHSEN (2013)]. Im Zuge der Energie-
wende in Deutschland steht die Energie- und Bergbau-
region Lausitz vor großen Herausforderungen. Durch

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (2013a, b), Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 2: Relative Bedeutung der Branchenbeschäftigung in der Lausitz im Vergleich zu
 Ostdeutschland (mit Berlin)
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bedeutsam für die Lausitzer Gesamtwirtschaft wie für die ostdeutsche Gesamtwirtschaft. Hellgrau
hinterlegt: Industriebranchen. Stichtag: 30.06.2012. 

0%

50%

100%

150%

200%

250%

300%



10

ifo Dresden berichtet 2/2014

Aktuelle Forschungsergebnisse

den Ausstieg aus der Atomenergie werden zwar mittel -
fristig auch fossile Energieträger erneut an Bedeutung
gewinnen; die verstärkte Förderung der regenerativen
Energien und der damit verbundene Umbau der Netzar-
chitekturen stellt die Betreiber konventioneller Kraftwerke
jedoch vor erhebliche Schwierigkeiten. In der Energie-
strategie der LANDESREGIERUNG BRANDENBURG (2012) wird
die Braunkohle für die unmittelbare Zukunft als der Ener-
gieträger verstanden, der den Zeitraum zwischen dem
Ausstieg aus der Atomenergie und der flächendecken-
den Versorgung mit Strom aus regenerativen Energie-
quellen überbrückt. Um diesen Bereich auch länger fris -
tig attraktiv zu machen, sollen außerdem Innovationen
wie z. B. die Kohlendi oxid  abscheidung und -speicherung
(CCS) in den Blick genommen werden.

Industrielle Spezialisierung der Regionen in der
Lausitz

Nach einer Aufgliederung der Industrie nach Branchen
wird im Folgenden zusätzlich eine Aufgliederung in regio-
naler Hinsicht vorgenommen, um die Heterogenität in der
Industriestruktur der Landkreise der Lausitz abzubilden.
Die Unterschiede zwischen den Teilregionen werden im
Folgenden durch verschiedene Kriterien und Kennziffern
auf Ebene der Landkreise veranschaulicht. Im Fokus steht
hierbei die Frage, ob und inwieweit die Industrie eines
Landkreises von einzelnen Industriebranchen und -un-
ternehmen dominiert wird (Spezialisierung). In Anlehnung
an RAGNITZ und SCHARFE (2007) werden verschiedene
Konzentrationsmaße gebildet: Auf Branchenebene der
normierte Gini-Koeffi zient und das C3-Maß sowie auf
Ebene der Industrieunternehmen das C10-Maß. Der Gini-
Koeffizient gibt an, wie gleich oder ungleich die Beschäf-
tigten auf die Branchen der Industrie verteilt sind [vgl. 
z. B. WINKER (2006)]. Ein Wert von 0 entspräche hierbei
einer vollständigen Gleichverteilung, d. h. eine gleiche Zahl
von Beschäftigten in jeder Branche. Bei einem Wert von
1 wären sämtliche SV-Beschäftigten in lediglich einer ein -
zigen Branche tätig. Das C3-Maß beschreibt den Anteil
der SV-Beschäftigten der drei größten Branchen an der
gesamten Industriebeschäftigung. Analog hierzu misst das
C10-Maß den Anteil der Beschäftigten der zehn größten
Industrieunternehmen an allen Industriebeschäftigten des
Landkreises.

Tabelle 2 verdeutlicht die große Heterogenität in der
Industriestruktur der Lausitzer Landkreise. Die stärkste
Branchen- und Unternehmensspezialisierung findet sich
in der kreisfreien Stadt Cottbus. Die drei größten Bran-
chen bzw. die zehn größten Unternehmen stellen hier
insgesamt 73,8 % bzw. 88,0 % aller Industriearbeits -
plätze, was auf eine starke Abhängigkeit von wenigen

Branchen und Unternehmen hindeutet. Am stärksten di-
versifiziert ist dagegen die Industrie des Landkreises Gör -
litz (Gini-Koeffizient: 0,42). Die geringste Unternehmens-
konzentration (C10-Maß) besitzt der Landkreis Bautzen.
Für die Lausitz insgesamt zeigt sich ein überraschender
Befund: Die Branchenkonzentration bzw. industrielle
Spezialisierung der Lausitz insgesamt liegt mit einem
Gini-Koeffizienten von 0,32 deutlich unter dem Durch-
schnitt der ostdeutschen Länder (0,37) oder Deutsch-
lands insgesamt (0,42). Trotz der Dominanz der Sektoren
Bergbau und Energieversorgung ist daher die Industrie
der Lausitz stärker diversifiziert als die Industrie Ost-
deutschlands. Konjunkturelle Schwächephasen einer ein -
zelnen Industriebranche können aufgrund dieser stär -
keren Ausgewogenheit in der Lausitz potenziell besser
kompensiert werden als in Ostdeutschland insgesamt.

Räumliche Konzentration der Industriebranchen

Neben einer Konzentrationsmessung innerhalb der Re-
gionen auf einzelne Branchen kann analog umgekehrt
auch der Grad der Konzentration innerhalb einzelner Bran -
chen auf bestimmte Regionen und damit Teilräume der
Lausitz bestimmt werden [vgl. RAGNITZ und SCHARFE (2007)].
Tabelle 3 stellt die Konzentration der Industriebranchen
in räumlicher Hinsicht dar, basierend auf dem oben ein-
geführten normierten Gini-Koeffizienten sowie dem C2-
Maß (Anteil der Beschäftigten in den zwei Landkreisen
mit den meisten Beschäftigten einer Branche an den
 Gesamtbranchenbeschäftigten der Lausitz).

Die stärkste regionale Branchenkonzentration weisen
der Bergbau, die Textilindustrie, der Sektor Automotive
sowie die Elektronikindustrie auf. In diesen Sektoren sind
in den zwei jeweils dominierenden Landkreisen rund vier
von fünf aller Branchenbeschäftigten der Lausitz tätig.
Während der Bergbau bzw. die Bergbausanierung insbe -
 son dere den brandenburgischen Teil der Lausitz (Spree-
Neiße, Oberspreewald-Lausitz) dominiert, finden sich Be -
schäftigte der Textilbranche fast ausschließlich in den
sächsischen Landkreisen Bautzen und Görlitz. Länder -
übergreifend besteht dagegen ein Schwerpunkt der Elek -
tronikindustrie in der Westlausitz (Bautzen, Elbe-Elster).
Neben diesen drei regionalen Kernen konzentrieren sich
die Branchen Maschinenbau und Automotive, Sonstiger
Fahrzeugbau auf die Landkreise Bautzen und Görlitz. In
nahezu allen Kreisen finden sich dagegen Unternehmen
und damit Beschäftigte der Ernährungsbranche. Der Gini-
Koeffizient von 0,42 weist auf eine geringe räumliche
Konzentration hin. Eine Dominanz einzelner Landkreise
lässt sich hier nicht feststellen. Insgesamt sind insbeson-
dere die Schwerpunktbranchen in der Industriestruktur
der Lausitz – mit Ausnahme der Branchen Bergbau und
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Maschinenbau – relativ gleichmäßig über die Landkreise
verteilt und es besteht keine spezifische Abhängigkeit
der Lausitzer Wirtschaft von bestimmten Teilregionen.

Unternehmensstruktur

Die identifizierten Schwerpunkte innerhalb der Industrie-
branchen der Lausitz finden sich bei einer Betrachtung
der Industrieschwerpunkte der Lausitz auf Betriebs- bzw.
Unternehmensebene wieder. Insgesamt elf Unterneh-
men beschäftigen mehr als 500 Arbeitnehmer und stel-
len zusammen rund ein Fünftel (21,8 %) aller Industrie -
arbeitsplätze in der Lausitz. Diese Unternehmen sind in
den Sektoren Bergbau sowie Energieversorgung und
dem Maschinen- und Fahrzeugbau tätig; drei Unter -
nehmen sind der Kunststoff- oder Chemiebranche zuzu-
ordnen. Bis auf die kleinteiligere Metall-Branche sind
damit in  allen strukturbestimmenden Branchen der Lau-
sitz große Unternehmen vertreten. 

Die Industrie der  Lausitz ist jedoch insgesamt von
überwiegend kleinen  Betrieben geprägt. Der durch-
schnittliche Lausitzer Industriebetrieb (ausgenommen der
Sektor Energieversorgung) hatte im Jahr 2011 nur un -
gefähr 82 Beschäftigte; knapp unter dem ostdeutschen
Durchschnitt (87 Beschäftigte).3 Der gesamtdeutsche
Durchschnitt lag 2011 bei rund 132 Beschäftigten pro
Betrieb [vgl. STATISTISCHE ÄMTER DES BUNDES UND DER LÄN-

DER (2013b)]. Auch die Lausitz ist daher trotz der hervor-
gehobenen Bedeutung der Industrie von der für Ost-
deutschland typischen Klein teiligkeit in der Unterneh-
mensstruktur gekennzeichnet.

Ebenso unterdurchschnittlich ist die Exportorientie-
rung der Lausitzer Industriebetriebe. Zwischen 1999
und 2011 lag der Anteil der Auslandsumsätze an den
Gesamt umsätzen bei durchschnittlich 17 % während
dieser Anteil bundesweit 41% betrug und auch für die
Bundes länder Sachsen und Brandenburg insgesamt
höher lag [vgl. STATISTISCHE ÄMTER DES BUNDES UND DER

LÄNDER (2013c)]. Ein Grund für diese geringe Export -
orientierung könnte in der Branchenstruktur der Lausitz
bestehen, die bereits weiter oben erläutert wurde:
 Besonders export intensive Branchen, wie z. B. die
 Automobilbranche oder die Elektroindustrie, sind in der
Lausitz unterdurchschnittlich vertreten; der Großteil der
Betriebe ist in eher traditionellen Industriezweigen aktiv.
Dazu kommt die vergleichsweise große Entfernung zu
großen Handelsdrehkreuzen wie Hamburg oder Frank-
furt am Main.

Fazit: Die Industrie der Lausitz im Überblick

Die Untersuchungen in diesem Beitrag konnten zeigen,
dass die Industrie (Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe,
Ener gieversorgung) für die Wirtschaftsstruktur der Lau-

Region
Branchenspezialisierung Unternehmensspezialisierung

Gini-Koeffizienta C3-Maßb (in %) C10-Maßc (in %)

Kreisfreie Stadt Cottbus 0,72 73,8 88,0

Dahme-Spreewald (Südteil) 0,58 58,6 26,7

Elbe-Elster 0,58 60,4 33,4

Oberspreewald-Lausitz 0,50 51,5 54,8

Spree-Neiße 0,62 62,2 64,5

Bautzen 0,43 45,1 21,9

Görlitz 0,42 46,2 30,4

Lausitz 0,32 40,8 21,1

Ostdeutschland (mit Berlin) 0,37 41,5 –

Deutschland 0,42 44,6 –

a) Normiert. – b) Anteil der Beschäftigten der drei größten Industriebranchen an allen Industriebeschäftigten. – c) Anteil der Beschäftigten
der zehn größten Industrieunternehmen an allen Industriebeschäftigten.

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (2013a, b), Berechnungen und Recherchen des ifo Instituts.

Tabelle 2: Industrielle Spezialisierung der einzelnen Regionen der Lausitz
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sitz von herausragender Bedeutung ist. Eine Gesamt-
schau aller wichtigen Industrie- und Wirtschaftsindikato-
ren der Lausitz gibt abschließend Tabelle 4. Diese Tabelle
verdeutlicht nochmals die Heterogenität in der Wirtschafts -
struktur der Lausitzer Regionen. Der vom wertschöpfungs -
starken Sektor Bergbau und Energieversorgung domi-
nierte Landkreis Spree-Neiße weist eine mehr als 60 %
höhere Wirtschaftskraft je Einwohner auf als der benach-
barte Landkreis Oberspreewald-Lausitz. Auch reichen
In dustrialisierungsgrad und -spezialisierung auf einzelne
Branchen von einer hohen Konzentration bei niedrigem
Beschäftigtenanteil in der kreisfreien Stadt Cottbus bis
hin zu einer sowohl nach Branchen als auch Unterneh-
men weniger stark konzentrierten Industrie in den Land-
kreisen Bautzen und Görlitz. Ebenso finden sich mit dem
Landkreis Dahme-Spreewald (Südteil) ein vergleichswei-
se weniger stark spezialisierter und industrialisierter Land -
kreis, während sein Nachbarlandkreis Spree-Neiße hoch
industrialisiert und spezialisiert ist.4

Als Gesamtregion zeigt die Lausitz – im Vergleich zu Ost-
deutschland – eine bemerkenswerte Besonderheit in der
Industriestruktur: Einen deutlich höheren Industrialisie-
rungsgrad, jedoch bei einer weniger starken Spezia -
lisierung auf einzelne Branchen als die Industrie Ost-
deutschlands. Dieser Befund überrascht angesichts 
der unverändert starken regionalen Prägung durch die
Sektoren Bergbau sowie Energiewirtschaft. Neben der
Braunkohle prägen im Wesentlichen vier Sektoren mit
großer Beschäftigtenzahl das Bild der Industrie: die Er -
nährungswirtschaft, Chemie/Kunststoffe, Metall und der
Maschinenbau. Mehr als die Hälfte aller Industrie -
beschäftigten der Lausitz sind in diesen Sektoren tätig.
Dennoch findet sich auch in der Lausitz die für Ost-
deutschland charakteristische Kleinteiligkeit in der Unter-
nehmensstruktur und eine deutlich unterdurchschnitt -
liche Exportquote. Diese Struktur der Industrie außerhalb
der Braunkohle – starke Kleinteiligkeit und hohe Diversifi-
zierung – ist für die Lausitz Herausforderung und Chance

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (2013a, b), Berechnungen des ifo Instituts.

Tabelle 3: Räumliche Industriebranchen-Konzentration in der Lausitz

Industriebranche
Regionale Konzentration

Gini-Koeffizienta C2-Maßb (in %) Regionaler Kernc

Bergbau, Gewinnung von Steinen und
Erden

0,76 79,6
Spree-Neiße, 

Oberspreewald-Lausitz

Ernährung 0,42 52,9 –

Textil 0,79 93,5 Görlitz, Bautzen

Holz 0,53 60,5 –

Papier, Druckerzeugnisse 0,52 63,0 –

Chemie 0,64 67,6 –

Kunststoffe 0,65 72,0 –

Glas, Keramik, Verarbeitung von Steinen
und Erden

0,47 54,5 –

Metall 0,57 63,8 –

Elektronik 0,73 79,1 Bautzen, Elbe-Elster

Maschinenbau 0,66 76,8 Bautzen, Görlitz

Automotive, Sonstiger Fahrzeugbau 0,68 79,8 Görlitz, Bautzen

Sonstiges Verarbeitendes Gewerbe 0,44 57,0 –

Energieversorgung 0,48 56,7 –

Industrie gesamt 0,45 56,5 –

a) Normiert. – b) Anteil der Beschäftigten der zwei Regionen mit den meisten Beschäftigten einer Branche an der gesamten Beschäfti-
gung der Lausitz. – c) C2-Regionen mit zusammen mehr als 75 % aller Branchenbeschäftigten der Lausitz.
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zugleich, dem bereits wirkenden demographischen Wan -
del zu begegnen.

Ausblick: Wirtschaftsentwicklung und Konvergenz

Die besondere Wirtschaftsstruktur der Lausitz wirkt sich
auf die gesamtwirtschaftliche Wachstumsdynamik der
Region aus. Seit dem Jahr 2009 liegt der Angleichungs-
stand des nominalen Bruttoinlandsprodukts (BIP) je Ein-
wohner an den westdeutschen Wert, auch Konvergenz-
niveau genannt, der Lausitz über dem der ostdeutschen
Flächenländer insgesamt. Im Jahr 2011 erreichte das Kon -
vergenzniveau mehr als 73 % des Niveaus der westdeut-
schen Flächenländer. Dahinter steht eine Wirtschaftsleis -

tung von rund 23.000 € je Einwohner in der Lausitz, in
den westdeutschen Flächenländern von 31.261€ je Ein-
wohner [vgl. ARBEITSKREIS VGR DER LÄNDER (2013)].

Diese hohe Dynamik der Wirtschaftskraft in der Lau-
sitz in den vergangenen Jahren trifft jedoch auf eine
deutlich pessimistischere Bevölkerungs- und Erwerbs-
personenentwicklung in der Zukunft im Vergleich zu Ge-
samtdeutschland [vgl. BBSR (2013)]. Ob und unter wel-
chen Bedingungen es der Wirtschaftsregion Lausitz mit
ihrem spezifischen Industrieprofil dennoch gelingen kann,
die noch immer vorhandene Wohlstands- und Produk -
tivitätslücke zu Westdeutschland bis zum Jahr 2030 zu
schließen, wird in einem zweiten Teil dieses Beitrags in
einer der kommenden Ausgaben von ifo Dresden berich-
tet untersucht.

Quellen: Arbeitskreis VGR der Länder (2013), Bundesagentur für Arbeit (2013a, b), Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2013a,
b), Berechnungen des ifo Instituts.

Tabelle 4: Wichtige wirtschaftliche und industrielle Kennziffern der Lausitz 2011/2012

Region
Kreisfreie

Stadt 
Cottbus

Dahme-
Spreewald
(Südteil)

Elbe-
Elster

Ober -
spreewald-

Lausitz

Spree-
Neiße

Bautzen Görlitz
Lausitz

insgesamt

Gesamtwirtschaft

Einwohnera 102.129 70.895 110.291 120.023 124.662 318.618 273.511  1.120.129

BIP je Einwohner
(nominal, in ¡)b

27.675 29.468 19.311 19.719 32.909 20.551 20.920 22.915

SV-Beschäftigte
am Arbeitsortc 44.392 19.782 30.964 37.239 35.618 104.207 78.881 351.083

Industrie

Industriebetriebe
mit mehr als 
20 Mitarbeiternd

22 45 94 69 65 298 202 795

Industriealisie-
rungsgrad (in %)e

6,8 16,1 25,0 23,9 35,3 26,6 23,5 23,2

Branchen -
konzentration 
(Gini-Keffizientf)

0,72 0,58 0,58 0,50 0,62 0,43 0,42 0,32

Branchen -
konzentration 
(C3-Maß in %g)

73,8 58,6 60,4 51,5 62,2 45,1 46,2 40,8

Branchen -
konzentration 
(C10-Maß in %h)

88,0 26,7 33,4 54,8 64,5 21,9 30,4 21,1

a) Stichtag: 21.12.2011. – b) BIP: Bruttoinlandsprodukt; Dahme-Spreewald: Landkreis insgesamt; 2011. – c) Stichtag: 30.06.2012. – 
d) Ohne Energieversorgung; Stichtag: 30.09.2011. – e) Anteil der Industriebeschäftigten an allen Beschäftigten; Stichtag: 30.06.2012. –
f) Normiert; Stichtag: 30.06.2012. – g) Anteil der Beschäftigten der drei größten Industriebranchen an allen Industriebeschäftigten;
 Stichtag: 30.06.2012. – h) Anteil der Beschäftigten der zehn größten Industrieunternehmen an allen Industriebeschäftigten; Stichtag:
30.06.2012.
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1 Basis der Darstellungen ist eine Studie der Dresdner Niederlassung des
IFO INSTITUTS, die die Wirtschaftsstruktur der Lausitz näher untersucht,
Besonderheiten beleuchtet, Projektionen für die zukünftige Entwicklung
erarbeitet und Handlungsempfehlungen ableitet [vgl. KLUGE et al. (2014)].
Details zu dieser ifo Dresden Studie Nr. 71 finden sich auf Seite 47 in die-
sem Heft.

2 In anderen Abgrenzungen werden mitunter auch Teile des Landkreises
Oder-Spree bis Eisenhüttenstadt einbezogen.

3 Betrachtet werden hierbei nur Betriebe mit mehr als 20 Beschäftigten.
4 Allerdings müssen hierbei sowohl die stark divergierende Größe der

brandenburgischen und sächsischen Landkreise und die besondere
Stellung der kreisfreien Stadt Cottbus berücksichtigt werden.
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In Deutschland sind die öffentlichen Investitionen im län-
gerfristigen Vergleich deutlich weniger stark gestiegen als
das Bruttoinlandsprodukt (BIP): Lag ihr Anteil am BIP im
Jahr 1970 noch bei 4,7 %, sank er bis zum Jahr 2012 auf
1,5 % [Angaben entsprechend der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung (VGR)]. Problematisch können niedrige
öffentliche Infrastrukturinvestitionen besonders dann sein,
wenn davon negative Konsequenzen auf das Wachstum
des Produktionspotenzials ausgehen. Die Kausalität ist
dabei jedoch nicht eindeutig, sodass sich die Frage
stellt, ob es sich um eine für entwickelte Volkswirtschaften
wie Deutschland typische und deshalb „quasi-natür -
liche“ Entwicklung (beispielsweise als Folge von Sätti-
gungseffekten und daraus resultierend niedrigeren Ren-
diten öffentlicher Investitionen) oder um eine bewusste
oder unbewusste Folge wirtschafts- und finanzpolitischer
Entscheidungen handelt. Die Dresdner Niederlassung des
IFO INSTITUTS hat sich dieser Fragestellung im Auftrag des
BUNDESMINISTERIUMS FÜR WIRTSCHAFT UND TECHNOLOGIE an-
genommen. Viele Anzeichen sprechen dafür, dass die
rückläufige Bedeutung öffentlicher Infrastrukturinvestitio-
nen nicht unmittelbar ein wirtschaftspolitisches Problem
darstellt. Dennoch verbleiben Ansatzpunkte, um die In-
vestitionstätigkeit in Deutschland anzuregen. Der nach-
folgende Text fasst die wesentlichen Inhalte des Kurz -
gutachtens zusammen [ECK et al. (2013)].

Infrastrukturinvestitionen: Ausgaben des Staates
in Baumaßnahmen

JOCHIMSEN (1966) beschreibt Infrastruktur als die „… Sum -
me der materiellen, institutionellen und personellen Anla-
gen, Einrichtungen und Gegebenheiten, … die den Wirt-
schaftseinheiten zur Verfügung stehen und mit beitragen,
den Ausgleich der Entgelte für gleiche Faktorbeiträge bei
zweckmäßiger Allokation der Ressourcen, d. h. vollstän-
dige Integration und höchstmögliches Niveau der Wirt-
schaftstätigkeit zu ermöglichen.“ Diese Definition ist im
deutschsprachigen Raum sehr verbreitet und enthält die
bedeutsame Unterscheidung zwischen materieller, im-
materieller und personeller Infrastruktur. Zur materiellen
Infrastruktur stehen die beiden anderen Formen der Infra -
struktur, geeignete Institutionen und Humankapital bzw.
Know-how, in einem komplementären Verhältnis. Die De -

finition macht zudem deutlich, dass die Leistungsfähig-
keit der Infrastruktur nicht von der Höhe der Infrastruktur -
investitionen (als Stromgröße), sondern von Quantität und
Qualität des Infrastrukturbestandes abhängig ist. Dies gilt
insbesondere dann, wenn Infrastrukturen einen „Netz-
charakter“ aufweisen: Der Nutzen einer Infrastruktur maß -
nahme ergibt sich dann erst durch ihr Zusammenwirken
mit den anderen Bestandteilen des Gesamtnetzes.

Für empirische Analysen ist diese Definition jedoch
wenig hilfreich, da hiernach kaum zu entscheiden ist,
wann ein bestimmter Teil des Anlagevermögens in einem
Wirtschaftsbereich tatsächlich der Infrastruktur zuzurech -
nen ist. Es ist daher erforderlich, den Infrastrukturbegriff
stärker zu operationalisieren. Aufgrund mangelnder Da-
ten aus dem privaten Sektor wird in der überwiegenden
Anzahl der empirischen Literatur zur Ermittlung eines
 Zusammenhangs zwischen Infrastruktur(-investitionen)
und Wirtschaftswachstum derjenige Teil des physischen
Kapitalstocks einer Volkswirtschaft verwendet, der durch
den Staat bereitgestellt wird. Für statistische Auswertun-
gen wer den daher die „Ausgaben des Staates in Bau-
maßnahmen“1 (Finanzstatistik) bzw. die „Bauinvestitio-
nen des Staates“ (VGR) herangezogen.

Infrastrukturinvestitionen lange Zeit rückläufig

Tabelle 1 stellt zunächst die Bedeutung der Bauinvesti-
tionen für die staatliche Investitionstätigkeit dar. Tatsäch-
lich ist ein erheblicher Teil der in der VGR ausgewiesenen
Bruttoanlageinvestitionen in Bauinvestitionen für Nicht-
wohnbauten zu finden – im Jahr 2012 betrug ihr Anteil
75 % an den öffentlichen Bruttoanlageinvestitionen.

Der Anteil des Verkehrssektors an den Brutto -
anla ge investitionen (staatlich und nicht-staatlich) hat sich
 dabei seit 1994 nicht merklich verändert. Er lag im Jahr
1994 bei 6,4 % und im Jahr 2011 nur leicht höher bei

Straßen marode, Brücken gesperrt: Eine
 Bestandsaufnahme zum Thema öffentliche
 Infrastrukturinvestitionen in Deutschland
Alexander Eck, Joachim Ragnitz, Simone Scharfe, Christian Thater und Bernhard Wieland*

* Prof. Joachim Ragnitz ist stellvertretender Geschäftsführer, Alexander
Eck und Christian Thater sind Doktoranden der Niederlassung Dresden
des ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der Univer-
sität München e. V. Simone Scharfe ist wissenschaftliche Mitarbeiterin
des Statistischen Bundesamtes. Prof. Bernhard Wieland ist Inhaber des
Lehrstuhles für Verkehrswirtschaft und internationale Verkehrspolitik an
der Technischen Universität Dresden.



16

ifo Dresden berichtet 2/2014

Aktuelle Forschungsergebnisse

7,1% (vgl. Abb. 1). Der verhältnismäßig niedrige Wert
liegt  darin begründet, dass die Bruttoanlageinvestitionen
der nichtstaatlichen Sektoren zuletzt etwa das Zehn -
fache der staat lichen Bruttoanlageinvestitionen betrugen
(2011: 427,2 Mrd. €), Infrastruktur aber hauptsächlich
 öffentlich bereitgestellt wird.

Abbildung 2 veranschaulicht die Entwicklung der Infra-
strukturinvestitionen (nach Ebenen) anhand der Ausga-
ben des Staates in Baumaßnahmen (Finanzstatistik). Vor
dem Jahr 1990 weisen diese keinen fallenden Trend auf
– blieben jedoch hinter dem Wachstum des Brutto -
inlandsprodukts zurück. Nach 1991 waren die Ausgaben

Jahr

Staat

Insgesamt 
Ausrüstungs-
investitionen

Bauinvestitionen Sonstige

Wohnbauten Nichtwohnbauten Anlagena

in Mrd. €

1991 39,9 6,2 1,3 31,5 1,0

1992 45,3 6,7 1,3 36,3 1,0

1993 44,4 5,9 1,2 36,2 1,1

1994 44,2 5,2 1,0 36,9 1,2

1995 40,0 4,8 0,8 33,0 1,3

1996 38,8 4,7 0,9 31,9 1,3

1997 35,9 4,2 0,9 29,5 1,4

1998 36,5 4,8 0,8 29,4 1,4

1999 39,1 5,4 0,8 31,5 1,5

2000 39,0 5,2 0,7 31,4 1,6

2001 38,9 5,4 0,7 31,1 1,6

2002 37,8 5,4 0,7 30,1 1,7

2003 35,2 4,7 0,6 28,1 1,7

2004 32,5 4,8 0,5 25,5 1,8

2005 31,4 4,9 0,5 24,2 1,8

2006 33,7 5,1 0,5 26,3 1,8

2007 36,0 4,8 0,5 28,7 2,0

2008 38,8 5,4 0,7 30,8 1,9

2009 41,5 6,8 0,7 32,1 1,9

2010 41,9 6,6 0,6 32,7 2,0

2011 42,7 6,7 0,6 33,3 2,0

2012 40,8 7,5 0,6 30,6 2,1

a) Nutztiere und Nutzpflanzungen, immaterielle Anlagegüter, Grundstücksübertragungskosten für unbebauten Grund und Boden. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2013c).

Tabelle 1: Bruttoanlageinvestitionen des Staates und der nichtstaatlichen Sektoren (Abgrenzung der VGR)
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Quellen: BMVBS (2013), Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 1: Anteil des Verkehrs an allen Bruttoanlageinvestitionen (Abgrenzung der VGR)
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Abbildung 2: Entwicklung der Ausgaben des Staates in Baumaßnahmen 
(in Mill. €; Abgrenzung der Finanzstatistik)
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deutlich höher; es folgte allerdings eine Phase rückläu -
figer Infrastrukturinvestitionen, die etwa bis zum Jahr
2005 andauerte. Zuletzt lagen die Ausgaben des Staates
in Baumaßnahmen wieder über dem Niveau der Jahre
2005 bis 2008, als sie ihren niedrigsten Stand nach der
Wiedervereinigung aufwiesen. In der Abbildung ist eben-
falls ersichtlich, dass die Kommunen die Hauptträger
 öffentlicher Investitionen sind. Im Jahr 2012 trugen sie
mehr als die Hälfte der öffentlichen Ausgaben für Bau-
maßnahmen. Länder und Bund trugen jeweils knapp ein
Viertel der Ausgaben.

Werden regionale Unterschiede in den staatlichen Aus -
gaben für Baumaßnahmen betrachtet, fällt auf, dass die-
se Ausgaben in den ostdeutschen Flächenländern deut-
lich höher ausfielen als im Rest Deutschlands (vgl. Abb. 3).
Im Jahr 1992 lagen die Ausgaben je Einwohner fast auf
dem doppelten Niveau verglichen mit dem deutschen
Durchschnitt, näherten sich diesem bis zum Jahr 2012
aber sukzessive an. Dennoch verblieben sie bis zuletzt
über dem Niveau in den westdeutschen Flächenländern
oder den Stadtstaaten.

Im internationalen Vergleich ist die Investitionsquote
des Staates, definiert als Anteil staatlicher Bruttoanla -
geinvestitionen am BIP, in Deutschland eher niedrig (vgl.
Abb. 4): Mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs (1996–
 2003, 2005) und Italien (2004) war sie in allen Vergleichs-

ländern im Zeitraum 1996 bis 2012 teils deutlich höher als
in Deutschland. Auffällig ist dabei die hohe staatliche In-
vestitionsquote in Spanien und Frankreich, wo in einigen
Jahren gemessen am BIP mehr als doppelt so viel wie in
Deutschland investiert wurde.

Abschließend sei noch ein Blick auf den Zustand der
Infrastruktur in Deutschland gerichtet. Abbildung 5 stellt
das Durchschnittsalter von Bauten für verschiedene Ar-
ten von Bauten dar. Im Vergleich zu anderen Bauten sind
Straßen in Deutschland relativ „jung“. Allen gemein ist je-
doch, dass das Durchschnittsalter ansteigt: im Falle der
Straßen von 20 Jahren im Jahr 1991 bis auf knapp 26
Jah re im Jahr 2010. Die Qualität der Infrastruktur muss
dabei jedoch nicht unbedingt abnehmen. So zeigt sich
beispielsweise im Global Competitiveness Report 2012–
2013 des WORLD ECONOMIC FORUMS (2013), dass Deutsch -
land im europäischen Vergleich die beste Infrastruktur -
qualität aufweist.

Wachstumswirkungen von Infrastrukturinvestitionen
gering

Die im Ländervergleich niedrigen Infrastrukturinvestitio-
nen in Deutschland müssen nicht unbedingt ein Problem
darstellen, sofern dies nicht sehr stark auf das Wirt-

Quellen: Statistisches Bundesamt (2013b), Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 3: Entwicklung der Ausgaben der Länder und Gemeinden/Gemeindeverbände für
 Baumaßnahmen (in € je Einwohner; Abgrenzung der Finanzstatistik)
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Quellen: Europäische Kommission (AMECO Datenbank, 2013), Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 4: Staatliche Bruttoanlageinvestitionen in % des Bruttoinlandsprodukts zu Marktpreisen in
 verschiedenen OECD Ländern, 1992–2012
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Quellen: Statistisches Bundesamt (2011), Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 5: Durchschnittsalter von Bauten (in Jahren)
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schaftswachstum eines Landes wirkt. Großes Aufsehen
erregten im Jahr 1989 jedoch Ergebnisse, nach denen die
Zunahme des volkswirtschaftlichen Bestandes an Kern -
infrastruktur um 1% pro Jahr einen Zuwachs des volkswirt -
schaftlichen Outputs um 0,38–0,56 % pro Jahr bewirken
würde [dies wird als Outputelastizität der Infrastruktur
bezeichnet; ASCHAUER (1989a–c)]. Übersetzt in Rentabi-
litätsziffern hätte dies alle im privaten Sektor zu erzielen-
den Investitionsrenditen weit übertroffen. In der Folgezeit
entwickelte sich daher eine wissenschaftliche Debatte um
die korrekte Bestimmung und Höhe der Output elastizität
von Infrastrukturinvestitionen. Die dominierenden Schätz -
ansätze umfassen dabei den Produktionsfunktions -
ansatz, Kostenfunktionsschätzungen sowie vektorauto-
regressive Modelle.

Beim Produktionsfunktionsansatz, wie ihn auch ASCHAU -
ER (1989a– c) verwendet hat, wird die Infrastruktur als
Produktionsfaktor bei der Erstellung des gesamtwirt-
schaftlichen Outputs betrachtet. Problematisch ist dabei
die institutionell sinnvolle Abgrenzung des Produktions-
faktors Infrastruktur. Bei Schätzungen mit Hilfe geeigne-
terer statistischer Methoden sowie einer für die Zwecke
der Outputschätzung angemesseneren Abgrenzung der
Infrastruktur reduzierten sich die ermittelten Elastizitäten
nach 1989 für die EU jedoch auf einen Bereich von 0,1
bis 0,2, für die Verkehrsinfrastruktur sogar auf unter 0,1.
Der Produktionsfunktionsansatz als Ein-Gleichungsschät -
zung berücksichtigt allerdings nicht alle Kausalitäts- und
Wechselwirkungen (z. B. Crowding-Out privater Investi-
tionen, Finanzierungseffekte oder den Netzcharakter von
Infrastrukturen).

Daher haben sich einige Autoren für einen Kosten-
funktionsansatz entschieden. Die Kostenfunktion be-
zeichnet die gesamtwirtschaftlichen Kosten, die bei der
Erzeugung der Outputs entstehen. Diese Kosten werden
auch durch den Bestand an Infrastruktur beeinflusst. Der
Vorteil dieses Ansatzes ist eine größere Freiheit bei der
Wahl der funktionalen Form des grundlegenden Modell-
zusammenhangs. Auch hier deuten die Ergebnisse auf
deutlich geringere Effekte hin als von ASCHAUER (1989a–c)
berechnet.

Als weitere Alternative zum Produktionsfunktionsan-
satz haben sich vektorautoregressive Modelle etabliert,
die insbesondere geringere ökonometrische Probleme
aufweisen. Zur Schätzung der Effekte von Infrastruktur -
investitionen müssen nur wenige Annahmen getroffen
werden, außerdem besteht kein Problem bezüglich der
Kausalitäten: Sind die Infrastrukturinvestitionen hoch,
weil der Output hoch ist, oder ist der Output hoch, weil
eine hochwertige Infrastruktur bereitgestellt wird? Beide
Möglichkeiten werden zugelassen. Die Elastizitäten fallen
hier insgesamt überwiegend positiv, aber meist gering
aus.2

Statistische Erfassung unzureichend

Abgeleitet aus der Darstellung der Entwicklung der Infra-
strukturinvestitionen sowie den theoretischen Grund -
lagen zu deren Wachstumswirkungen konzentriert sich
das zugrundeliegende Kurzgutachten auf die Suche nach
den Gründen für den beobachteten Verlauf der Infra-
strukturinvestitionen seit 1992. Dies geschieht anhand von
zehn Hypothesen, die in vier Kategorien fallen: Unzurei-
chende statistische Erfassung, fiskalische Rahmenbedin-
gungen, makroökonomische Rahmenbedingungen und
veränderte Charakteristika der Investitionstätigkeit.

Zunächst wird untersucht, inwiefern Veränderungen
der Datenbasis den beobachteten Verlauf erklären kön-
nen. Dabei spielen vor allem zwei Aspekte eine Rolle, die
voneinander getrennt betrachtet werden: Zum einen die
Art der Erfassung der staatlichen Investitionstätigkeit in
der amtlichen Statistik und zum anderen die Nicht-Erfas-
sung privater Investitionstätigkeit. Die staatliche Investi -
tionstätigkeit wurde mit Einführung der Doppik auf kom-
munaler Ebene zum Teil anders verbucht. Darauf wurde
jedoch mit einer systematischen Erweiterung des Be-
richtskreises in der Finanzstatistik reagiert, sodass hier-
aus keine statistisch bedingten Untererfassungen zu be-
gründen sind. Möglich wäre jedoch, dass eine verstärkte
Nutzung alternativer Instrumente der Investitionsförde-
rung, z. B. Kreditgarantien oder Steuervergünstigungen,
zu einer Untererfassung führen. Ebenso könnte die ver-
stärkte Ausgliederung von Projekten, wie beispielsweise
im Rahmen Öffentlich-Privater Partnerschaften, zu einer
unzureichenden statistischen Erfassung der staatlichen
Investitionstätigkeit führen. In beiden Fällen wären die in
der Statistik ausgewiesenen Infrastrukturinvestitionen rück -
läufig, obwohl dies in der Realität so nicht zu beobachten
wäre.

Die Finanzlage der Kommunen könnte die
 Investitionstätigkeit hemmen

Aus fiskalischer Perspektive könnten mehrere Faktoren
für die Entwicklung der Infrastrukturinvestitionen verant-
wortlich sein. An dieser Stelle seien vor allem die Einmal-
effekte im Zuge der Wiedervereinigung sowie durch das
Konjunkturpaket II und die geringe Finanzmittelausstat-
tung der Kommunen genannt.

In Ostdeutschland wurde nach der Wiedervereinigung
vom Sachverständigenrat (SVR) die vernachlässigte In-
frastruktur als wesentliches Wachstumshemmnis identi -
fiziert [SVR (1990)]. Das Verkehrsnetz und vor allem die
Informations- und Kommunikationsinfrastruktur entspra-
chen nicht den westdeutschen Standards. Die Investi -
tionsbedarfe wurden seinerzeit vom Bundesverkehrsmi -
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nis terium allein im Bereich Verkehr auf rund 65 Mrd. €

geschätzt [vgl. SVR (1990)]. In Abbildung 2 zeigt sich der
erhebliche Anstieg der staatlichen Bauausgaben nach
1990, Abbildung 3 zeigt, dass dieser überwiegend aus
hohen Investitionen in den neuen Bundesländern stammt.
Nachdem die dringlichsten Investitionen abgeschlossen
waren, sank die Investitionstätigkeit bis zum Jahr 2005
wieder deutlich ab. Der beobachtete Rückgang kommu-
naler Ausgaben für Baumaßnahmen beruht daher zum
Teil auf dem Aufholeffekt in Ostdeutschland. Seit dem
Jahr 2006, und hier insbesondere in den Jahren 2009–
2010, stiegen die kommunalen Ausgaben für Baumaß-
nahmen wieder deutlich an (vgl. Abb. 2). Anfangs lag
dies am allgemeinen konjunkturellen Aufschwung – die
Investitionsausgaben der Gemeinden sind stark konjunk-
turabhängig. In den Krisenjahren konnte dann durch das
Konjunkturpaket II ein weiterhin hohes und sogar noch
steigendes Investitionsniveau erreicht werden. Der lang-
fristige Rückgang der Ausgaben für Baumaßnahmen
wird daher am aktuellen Rand durch die Effekte des
Konjunkturpaketes II eher noch unterschätzt.

Der Finanzierungssaldo der Kommunen ist im Jahr
2012 zwar im Schnitt positiv, allerdings darf dies nicht
darüber hinwegtäuschen, dass die Gemeinden eine sehr
heterogene Finanzlage aufweisen. Die unzureichende Fi-
nanzmittelausstattung vieler Gemeinden ergibt sich bei-
spielsweise durch stark angestiegene Sozialausgaben.
Zusätzlich besteht de facto ein Verschuldungsverbot und
es muss an anderer Stelle im Haushalt gespart werden.
Damit stehen den Gemeinden und Gemeindeverbänden
für investive Vorhaben nicht in ausreichendem Maße Mit-
tel zur Verfügung: das gewünschte Investitionsniveau wird
daher wohl nicht überall erreicht.

In Vergleichsländern haben Blasen die
 Investitionstätigkeit getragen

Für die im Ländervergleich rückläufigen und niedrigen In-
vestitionsquoten, wie sie in Abbildung 4 dargestellt wa-
ren, zeichnen sich nicht nur die fiskalischen, sondern
auch die makroökonomischen Rahmenbedingungen ver -
antwortlich. Hierbei ist vor allem die Entwicklung der
Preise für Bauten zu nennen. Steigen die Preise für Bau-
maßnahmen weniger stark als der Deflator des Brutto -
inlandsprodukts, wird selbst bei konstanter realer Investi -
tionsquote die nominale Investitionsquote zurückgehen.
Abbildung 6 stellt die Entwicklung des Deflators der
Bruttoanlageinvestitionen und des Bruttoinlandsprodukts
gegenüber.

Deutlich zeigt sich der fallende Verlauf der Kurve für
Deutschland. Die Preise für Investitionsgüter sind hier
tatsächlich deutlich schwächer gestiegen als die Preise

für alle hergestellten Güter. Dies erklärt zum Teil den fal-
lenden Verlauf der Investitionsquote. Diese Entwicklung
vollzieht sich jedoch nicht für alle Vergleichsländer glei-
chermaßen. Besonders in Spanien und Frankreich sind
die Investitionsgüterpreise sogar überproportional ge-
stiegen – und das sind genau die Länder, die relativ hohe
Investitionsquoten aufwiesen. Der Rückstand Deutsch-
lands in der nominalen Investitionsquote stammt dem-
nach teilweise daher, dass in anderen Ländern höhere
Preise für Investitionen gezahlt werden müssen, somit
zwar die nominale, nicht notwendigerweise aber auch
die reale Investitionsquote höher ausfällt.

Zu der divergierenden Preisentwicklung kommt hin-
zu, dass in einigen Ländern der EU, vor allem in Spanien,
im selben Zeitraum die Bauinvestitionen überproportional
anstiegen. Niedrige Zinsen in Verbindung mit der Aus -
sicht auf hohe Renditen insbesondere nach der Euro-
Einführung begünstigten makroökonomische Ungleich-
gewichte, die die Investitionstätigkeit auf einigen regio-
nalen Märkten sehr stark anregten. Dieser Bauboom,
welcher in Deutschland in dieser Weise nicht stattfand,
erklärt einen Teil der im Vergleich niedrigen Investitions-
quoten in Deutschland.

Sättigungseffekte reduzieren staatliche
 Bauinvestitionen

Auch die Charakteristika öffentlicher Investitionen kön-
nen einen Einfluss auf die Höhe der Investitionsquote ha-
ben. Es stellt sich zum Beispiel die Frage, wie sich staat-
liche und private Infrastrukturinvestitionen zueinander
verhalten. Im Grunde gibt es hierbei zwei Möglichkeiten:
Entweder staatliche Investitionen führen zu Kostensen -
kungen im privaten Sektor und begünstigen so weitere
(private) Investitionen (Crowding-In). Staatliche und pri-
vate Investitionen wären dann Komplemente. Alternativ
könnten staatliche und private Investitionen einander ver -
drängen (Crowding-Out). In diesem Fall würde man von
Substitutio nalität zwischen staatlichen und privaten In -
vestitionen sprechen. In zahlreichen Studien [z. B. SEITZ

(1994), RWI (2010)] wurde für Deutschland ein komple-
mentärer Charakter staatlicher und privater Investitionen
gefunden. Allerdings spielt auch die Höhe der Komple-
mentarität eine Rolle. Stellt man die Investitionsquote
und das BIP je Einwohner in Relation zueinander, so
zeigt sich, dass die Investitionsquote mit steigendem
Wohlstand abnimmt. Dies könnte für Deutschland auf
 einen rückläufigen Grad der Komplementarität hindeuten:
Mit steigendem Wohlstand ist in Deutschland auch die
Infrastrukturqualität sowie der Bestand angewachsen –
zusätzliche Investitionen haben nur noch einen ver-
gleichsweise geringen zusätzlichen Nutzen (Sättigungs-
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effekte). Diese Beobachtung kann zur Erklärung der rück -
läufigen Investitionsquoten beitragen.

Nicht vernachlässigt werden darf dabei jedoch der
Netzcharakter von Infrastrukturen. Zwar mögen hohe In-
vestitionsquoten den Nutzen insgesamt nicht besonders
stark anheben, zielgerichtete Investitionen in Knoten oder
Kanten können aber hohe Wachstumswirkungen aufwei-
sen. Problematisch ist, dass in einigen empirischen Stu-
dien dieser Umstand unberücksichtigt bleibt – sie finden
daher nur durchschnittliche Wachstumswirkungen (s. o.).
Beseitigen Infrastrukturinvestitionen tatsächlich Engpäs-
se, können die Ergebnisse jedoch eine Unterschätzung
der Effekte darstellen. Deutschland besitzt eine qualita-
tiv hochwertige Infrastruktur, sodass gezielte Investitio-
nen in der jüngeren Vergangenheit dazu beigetragen
haben könnten, dass die Investitionsquote niedrig aus-
fällt, ohne dass das Wirtschaftswachstum beeinträchtigt
wird.

In diesem Zusammenhang kann die gesamtwirt-
schaftliche Effizienz von Investitionen betrachtet werden.
Anders als bei der Ermittlung der Outputelastizitäten wird
hier eine Durchschnittsbetrachtung zugrunde gelegt. Kon -
kret wird überprüft, wie hoch das Wirtschaftswachstum
je Prozentpunkt der Investitionsquote ausfällt. Die Effi -

zienz von Investitionen fällt in Deutschland im Länderver-
gleich zwar höher aus als im Schnitt der Eurozone oder
der EU-15, insgesamt aber nicht besonders hoch. Aller-
dings ist zu berücksichtigen, dass hier das gesamte
Wirtschaftswachstum auf Investitionen zurückgeführt wird.
Wie im Zusammenhang mit Abbildung 1 erläutert, ma-
chen Infrastrukturinvestitionen nur einen kleinen Teil der
gesamten Bruttoanlageinvestitionen (staatlich und nicht-
staatlich) in Deutschland aus. Eine hohe Effizienz von In-
frastrukturinvestitionen scheint aber nicht für die geringe
Investitionsquote verantwortlich.

Die Politik kann handeln

Die Bestimmungsfaktoren für das Niveau und den zeit -
lichen Verlauf der Infrastrukturinvestitionen sowie die
 Position Deutschlands im internationalen Vergleich bil-
den die Grundlage für die Ableitung wirtschaftspolitischer
Hand   lungsoptionen. Hierbei wird, analog zur Kategorisie -
rung der Bestimmungsfaktoren, unterschieden zwischen
fiskalpolitischen Handlungsoptionen, den allgemeinen  In -
ves titionsbedingungen sowie Möglichkeiten zur effizien-
teren Erstellung und Bewirtschaftung der Infrastruktur.

Quellen: Europäische Kommission (AMECO Datenbank, 2013), Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 6: Entwicklung der Relation des Deflators der Bruttoanlageinvestitionen und des Deflators des
Bruttoinlandsprodukts im Ländervergleich (1995=100)
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Auch wenn es offen bleiben muss, wie hoch ein etwaiger
„infrastruktureller Nachholbedarf“ in Deutschland ausfällt,
ergeben sich aus fiskalpolitischer Perspektive zahlreiche
Handlungsoptionen zur Stärkung der Investitionstätigkeit,
die sich überwiegend auf die Verbesserung der kommu-
nalen Finanzausstattung beziehen. Generell gilt, je mehr
Finanzmittel den Kommunen als Hauptträger öffentlicher
Bauinvestitionen zur Verfügung stehen, umso mehr kann
auch (in Infrastruktur) investiert werden. Zwar stellen Fis-
kalpakt und Schuldenbremse wenigstens für die Zukunft
Beschränkungen in den Finanzierungsmöglichkeiten für
Bund und Länder dar. Möchte man jedoch die Investiti-
onstätigkeit anregen, könnten dennoch Mittel zugunsten
der Kommunen umverteilt werden. Auch Kofinanzierungs -
programme könnten Investitionsanreize setzen. Eventuell
sollten auch zweckgebundene, investive Zuweisungen
an die Kommunen gehen, damit die Mittel tatsächlich im
Vermögenshaushalt verausgabt werden, und nicht für
die Deckung von Lücken im Verwaltungshaushalt heran-
gezogen werden.

Gegeben der insgesamt hohen Qualität der Infrastruk -
tur, die jedoch punktuell in einem schlechten Zustand ist,
sollte sich die Debatte um Infrastrukturinvestitionen vor-
nehmlich auf Erhaltungsinvestitionen konzentrieren. Die
negativen Wachstumswirkungen unterlassenen Erhalts
könnten Hemmnisse für die künftige wirtschaftliche Ent-
wicklung darstellen. In diesem Kontext ist auch eine
 stärkere Bürgerbeteiligung wünschenswert. Infrastruktur -
groß projekte sind heute medial mit weit mehr Aufmerk-
samkeit bedacht als kleinere, lokale Projekte. Bessere
 Information vor allem der direkt betroffenen Bürger ggf.
sogar in Verbindung mit direkter Finanzierungsbeteili-
gung könnte die Sensibilisierung für Ersatzbedarfe schär -
fen und Fehlanreize für Politiker minimieren.

Infrastruktur effizienter bewirtschaften

Vieles spricht dafür, dass die vorhandene (Verkehrs-)In-
frastruktur bei effizienterer Bewirtschaftung auch die An-
forderungen bei einem erhöhten Verkehrsaufkommen
bewältigen kann. Dazu ist es jedoch notwendig, das Ver-
kehrsaufkommen so zu lenken, dass die Auslastung stark
belasteter Infrastrukturen bzw. Teile dieser gleichmäßiger
gestaltet wird. Aus politischer Perspektive könnten auf
stark belasteten Straßen Straßennutzungsgebühren, die
gegebenenfalls zeitabhängig gestaltet sind, durch die
Lenkung der Verkehrsströme dieses Ziel und somit eine
erhöhte Effizienz erreichen.

Als zusätzliche Maßnahme kommt die weitere Re -
gulierung von Infrastrukturnetzen in Deutschland in Be-
tracht. In vielen Bereichen der Infrastruktur gibt es jedoch
bereits viele gute Ansätze. Darüber hinaus kann über

eine Vereinfachung administrativer Verfahren nachgedacht
werden. Niedrigere Kosten in der Verwaltung von Infra-
strukturprojekten zum Beispiel würden sehr wahrschein-
lich die Investitionstätigkeit, insbesondere auf kommuna-
ler Ebene, anregen.

Fazit

Die Frage, ob es sich beim Rückgang der Infrastruktur -
investitionen in Deutschland um eine „quasi-natürliche“
Entwicklung handelt, kann auf Grundlage der im Kurz -
gut achten untersuchten und hier verkürzt dargestellten
Hypothesen nicht eindeutig beantwortet werden. Verschie -
dene Faktoren, wie Sättigungseffekte, unzureichende sta -
tistische Erfassung oder divergierende Preisentwicklungen
sprechen für eine wirtschaftspolitisch eher unbedenk -
liche Entwicklung. Einige Aspekte, wie der Netz charakter
von Infrastruktur, die angespannte Finanzlage der Kom-
munen sowie aufwendige Planungsverfahren bieten den-
noch Ansatzpunkte, um die Investitionstätigkeit anzuregen.
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Einleitung

In den letzten Jahrzehnten ist die Erwerbsbeteiligung von
Frauen deutlich gestiegen. Diese höhere Erwerbsbeteili-
gung hängt ganz entscheidend mit der Bildungsexpansion
zusammen, die erheblich zum Wandel der Geschlech ter -
rollen beigetragen hat und von der insbesondere Frauen
profitieren konnten [HECKEN (2006)]. Es ist zu erwarten,
dass das höhere Bildungsniveau von Frauen ihre Posi -
tion auf dem Arbeitsmarkt verbessert. Weiterhin ist anzu-
nehmen, dass sich die höhere Erwerbsbeteiligung wie-
derum positiv auf die Rentenanwartschaften von Frauen
auswirkt. Auf der anderen Seite wird in der Literatur
 immer öfter betont, dass die Erwerbsbeteiligung ein zu
gro ber Indikator des Wandels vom Erwerbsverhalten der
Frauen sei, da das Arbeitsvolumen von Frauen weniger
stark als erwartet zugenommen hat [ALLMENDINGER und
HAARBRÜCKER (2013); KREYENFELD, KONIETZKA und BÖHM

(2007)]. Dies ist insbesondere auf den starken Anstieg
von Teilzeittätigkeiten zurückzuführen [OECD (2008)]. Da -
her halten wir es für erforderlich, in unseren Analysen die
Muster der Erwerbsbeteiligung der Frauen im Lebens-
verlauf zu untersuchen.

In diesem Beitrag untersuchen wir, wie sich die ge-
stiegene Bildung von Frauen vermittelt über den Erwerbs -
verlauf auf ihre Rentenanwartschaften [Anwartschaften
aus der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV)] aus-
wirkt. Um Änderungen über die Zeit beobachten zu kön-
nen, vergleichen wir drei verschiedene Geburtskohorten
mit ein ander: die Kriegs-Kohorte (1936–1945), die Nach-
kriegs-Kohorte (1946–1955) und die Babyboomer-Kohor te
(1956–1965). Die geburtenstarke Kohorte der Babyboo-
mer profitierte in Kindheit und Jugend vom Ausbau des
Wohlfahrtsstaates und wuchs weitgehend in wirtschaft -
licher Prosperität und politischer Stabilität auf. Im Ver-
gleich zu den älteren betrachteten Kohorten konnten die
Babyboomer am stärksten von der Bildungsexpansion in
den 1970er Jahren profitieren. Später jedoch war diese
Kohorte stark von den Veränderungen auf dem Arbeits-
markt betroffen. Während die älteren Kohorten die meis -
te Zeit ihres Erwerbslebens vor den in den 1980er Jahren
ansetzenden strukturellen Veränderungen des Arbeits -
mark tes und vor der deutschen Wiedervereinigung unter
stabilen Beschäftigungsbedingungen verbracht haben,

waren die Babyboomer erst mitten im Erwerbsleben von
diesen Veränderungen betroffen.

Für die Analysen verwenden wir die LAW-Life-
Daten, einen anhand statistischer Datenfusion aus den
Daten des bevölkerungsrepräsentativen Sozio-oeko no -
mi schen Panels (SOEP) und der Versicherungskonten-
stichprobe (VSKT) des Forschungsdatenzentrums der
Deutschen Ren tenversicherung (FDZ-RV) gebildeten
Datensatz. Betrach tet werden Lebensläufe von Frauen
aus den oben genannten drei Geburtskohorten im Alter
zwischen 15 und 67 Jahren. Insgesamt werden die Ver-
läufe von 5.606  Frau en untersucht. Davon stammen
1.662 Frauen aus der Kriegs-Kohorte, 1.778 aus der
Nachkriegs-Kohorte und 2.166 Frauen aus der Baby-
boomer-Kohorte. Bei den Ana lysen differenzieren wir
nach Ost- und Westdeutschland, da sich die Erwerbs-
verläufe von Frauen historisch bedingt stark unter -
scheiden. Dabei beobachten wir in West deutsch land
4.117 Frauen, in Ostdeutschland 1.489 Frau en.1 Um die
Alterseinkommen der drei Kohorten miteinander ver-
gleichen zu können, werden die individuellen Erwerbs-,
Familien- und Einkommensverläufe bis zum Alter von
67 Jahren fortgeschrieben [SIMONSON et al. (2012)].2

Bildung, Rentenanwartschaften, Erwerbsverläufe

Spiegelt sich das höhere Bildungsniveau der Frauen in
höheren Rentenanwartschaften aus der GRV wider? Die
Tabelle 1 zeigt zum einen das Bildungsniveau von Frauen
in Ost-und Westdeutschland über die drei Kohorten hin-
weg. Es ist zu erkennen, dass der Anteil der Frauen ohne
einen Berufsabschluss in beiden Teilen Deutschlands über
die Zeit deutlich zurückgeht. Dies zeigt sich ins be son -
dere in der Generation der Babyboomer: In Ostdeutsch-
land verbleiben nur noch knapp 3 % und in West-
deutschland 17% ohne Berufsabschluss. Gleichzeitig
steigt der Anteil der Frauen mit einem akademischen

Höhere Bildung = höhere Rentenanwartschaften?
Eine Analyse von Frauen der Babyboomer-Kohorte
in Ost- und Westdeutschland
Nadiya Kelle, Julia Simonson und Laura Romeu Gordo*

* Nadiya Kelle M.A. ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Wissenschafts-
zentrum Berlin für Sozialforschung (WZB). Dr. Julia Simonson ist stellver-
tretende Institutsleiterin am Deutschen Zentrum für Altersfragen (DZA).
Dr. Laura Romeu Gordo ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Deut-
schen Zentrum für Altersfragen (DZA).
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Abschluss auf 29 % in Ost- und 16 % in Westdeutsch-
land an. Außerdem sind der Tabelle 1 die bis zum Alter
von 67 Jah ren erworbenen Entgeltpunkte3 zu entneh-
men. Diese sind anhand des Medians und des ersten
und dritten Quartils für ost- und westdeutsche Frauen
nach Kohorten dargestellt. Es wird deutlich, dass trotz
des steigenden Bildungsniveaus der Frauen die Renten-
anwartschaften über die Kohorten hinweg auf einem ver-
gleichbaren Niveau bleiben.

Offensichtlich hat also die Bildungsexpansion nicht
zu einem Anstieg der Rentenanwartschaften von Frauen
geführt. Möglicherweise liegt eine Begründung hierfür in
der Entwicklung der Erwerbsverläufe, die im Folgenden
näher betrachtet werden.

Für die Analyse der Erwerbsverläufe werden folgende
Erwerbszustände unterschieden: Vollzeittätigkeit, Teilzeit -
tä tigkeit, Arbeitslosigkeit, Haushaltstätigkeit und sonsti-
ge Zustände (wie zum Beispiel Bildung, Ruhestand oder
sonstige Nicht-Erwerbstätigkeit). Wir betrachten die Er-
werbsverläufe von Frauen vom Alter 15 bis 67 Jahren,
sodass insgesamt eine Zeitspanne von 53 Jahren beob-
achtet wird. Die Erwerbsverläufe werden anhand der
Methode der Sequenzmusteranalyse miteinander ver -
glichen und anhand der Clusteranalyse zu vier Erwerbs-
verlaufstypen (Diskontinuierlicher Typ, Vollzeit-Typ, Teil-
zeit-Typ, Hausfrauen-Typ) zusammengefasst.

In Tabelle 2 werden die vier Erwerbsverlaufstypen
charakterisiert. Zum einen ist die durchschnittliche Dauer
der einzelnen Erwerbsstatus in Jahren dargestellt. Dabei
wird jeder Erwerbstyp durch einen bestimmten Zustand

dominiert. Weiter unten ist zudem die Zahl der Über -
gänge zwischen verschiedenen Zuständen aufgeführt.
Diese Zahl gibt an, wie diskontinuierlich die Erwerbsver-
läufe sind bzw. wie oft von einem Erwerbszustand in den
anderen gewechselt wird.

Die vier Typen unterscheiden sich hinsichtlich der durch -
schnittlichen Dauer und Abfolge der Erwerbszustände
sowie der Anzahl der Übergänge zwischen verschiedenen
Status. Beim diskontinuierlichen Typ wird der Erwerbs -
zustand besonders oft gewechselt. Häufig sind Übergänge
von Erwerbstätigkeit in die Arbeitslosigkeit und umge-
kehrt zu beobachten. Der Vollzeittyp zeichnet sich durch
die wenigsten Übergänge aus und ist durch eine konti-
nuierliche Vollzeitbeschäftigung gekennzeichnet. Der Teil-
zeittyp zeich net sich eher dadurch aus, dass Frauen
nach der Bildungs- und einer kürzeren Vollzeittätigkeits-
phase in die Teilzeitbeschäftigung einsteigen und meist in
dieser für längere Zeit verbleiben.4 Der Hausfrauen-Typ
ist durch die wenigsten Erwerbszustände gekennzeichnet.
Hier ver bringen die meisten Frauen den längsten Zeit-
raum ihres Erwerbsverlaufs im Hausfrauenstatus.

Wandel der Erwerbsverläufe nach Bildungsstatus

Zu fragen ist, wie sich die Entwicklung der Erwerbsver-
läufe im Kohortenvergleich und nach dem Bildungs -
niveau darstellt und inwieweit die Bildungsexpansion zu
 einer Bedeutungsverschiebung bei den Erwerbsverlaufs -
typen geführt hat.

Ost West

Kriegs-
 Kohorte

Nachkriegs-
Kohorte

Babyboomer-
Kohorte

Kriegs-
 Kohorte

Nachkriegs-
Kohorte

Babyboomer-
Kohorte

Bildungsstatus (in %)

Kein Berufsabschluss 12,9 8,1 2,7 27,2 23,2 16,7

Ausbildung 65,2 65,8 68,3 64,4 61,6 66,8

Studium 21,9 26,1 29,0 8,4 15,2 16,4

Rentenanwartschaften (Entgeltpunkte)

1. Quartil 26,4 24,8 26,5 14,9 13,5 16,2

Median 33,8 30,9 32,3 23,2 22,4 23,9

3. Quartil 41,2 38,6 38,8 33,3 31,8 31,4

Beobachtungen (n) 427 401 486 1.048 998 1.161

Daten: LAW-Life, eigene Berechnungen.

Tabelle 1: Entwicklung der Bildungsniveaus und der Rentenanwartschaften über Kohorten
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In Abbildung 1a sind die Erwerbsverlaufstypen der ost-
deutschen Frauen nach Bildung und Kohorte dargestellt.
Insgesamt ist für alle Bildungsgruppen ein ähnlicher Trend
zu beobachten: Die kontinuierliche Vollzeittätigkeit nimmt
ab, die diskontinuierlichen Erwerbsverläufe nehmen zu.
Das höhere Bildungsniveau scheint allerdings eine schüt-
zende Funktion zu haben: Je höher die Bildung, desto
moderater ist der Rückgang der kontinuierlichen Vollzeit-
verläufe bzw. die Zunahme an diskontinuierlichen Verläu-
fen. Über die Kohorten hinweg haben Frauen mit einer
höheren Bildung weiterhin häufiger eine Vollzeittätigkeit
als Frauen mit niedrigerer Bildung. Die Teilzeittätigkeit stellt
keinen dominanten Zustand in den Erwerbsverläufen von
Frauen in Ostdeutschland dar. Allerdings ist der Teilzeit-
Typ auffällig häufig bei Frauen ohne Berufsabschluss ver-
treten. Gleichzeitig sehen wir eine deutliche Zunahme des
Teilzeit-Typs bei Akademikerinnen aus der Babyboomer-
Kohorte. Die dauerhafte Hausfrauentätigkeit spielt in Ost -
deutschland so gut wie keine Rolle. Dies ändert sich
auch nicht über die Kohorten.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass einer-
seits die höhere Bildung einen gewissen Schutz vor stei-
gender Diskontinuität der Erwerbsverläufe bietet. Ande-
rerseits geht die kontinuierliche Vollzeittätigkeit für alle
Bildungsgruppen deutlich zurück.

In Abbildung 1b sind die Erwerbsverlaufstypen von
westdeutschen Frauen dargestellt. Auch hier wird nach
drei Bildungsgruppen und Geburtskohorten unterschie-
den. Zu erkennen ist, dass die Unterschiede zwischen
den Erwerbsverläufen nach Bildungsgruppen in West-
deutschland um einiges stärker ausgeprägt sind als in
Ostdeutschland.

So beobachten wir, dass bei den Frauen ohne Berufs -
abschluss in der Kriegs- und der Nachkriegs-Kohorte
noch die Hausfrauenverläufe dominiert haben. Den zweit -
stärks ten Erwerbstyp in der Kriegs-Kohorte bildete die
kontinuierliche Vollzeitbeschäftigung. Für die Babyboomer-
Kohorte sehen wir zwar, dass die Frauen eher erwerbs -
tätig sind, dies aber entweder in diskontinuier licher Be-
schäftigung oder Teilzeittätigkeit. Bei Frauen mit einer
Ausbildung wird der Hausfrauen-Typ seltener, was aller-
dings auch auf die kontinuierliche Vollzeittätigkeit zutrifft.
Teilzeit beschäftigung und diskontinuierliche Beschäftigung
nehmen an Bedeutung ebenfalls zu. Bei den Akademike-
rinnen war noch in der Kriegs-Kohorte die überwältigende
Menge von Frauen dauerhaft vollzeit erwerbstätig. Über
die Kohorten ist auch hier eine Abnahme des Typs der
kontinuierlichen Vollzeitbeschäftigung zu beobachten, auch
wenn diese weniger stark ausgeprägt ist als für Frauen mit
niedrigerem Bildungsniveau. Auch für Akademikerinnen
gewinnen also diskontinuierliche und teilzeitdominierte Er-
werbsverläufe an Bedeutung.

Kurzum, auch in Westdeutschland können wir eine
stärkere Erwerbsbeteiligung nach Bildungsgruppen be-
obachten. Allerdings ist hier der diskontinuierliche Ver-
laufstyp sowie die Teilzeitbeschäftigung zwischen den
Bildungsgruppen relativ gleich verteilt und nimmt für alle
Bildungsniveaus im ähnlichen Maße zu.

Insgesamt gilt für beide Teile Deutschlands: Obwohl
in den jüngeren Kohorten tendenziell mehr Frauen der
Gruppe mit einem höheren Bildungsabschluss ange -
 hören, müssen daraus nicht zwangsläufig erwerbs -
zentriertere Verläufe mit einem hohen Erwerbsvolumen
resultie ren. Wir sehen für alle Bildungsgruppen, dass die

Diskontinuierlicher
Typ

Vollzeit-Typ Teilzeit-Typ Hausfrauen-Typ

Zustandsdauer in Jahren

Vollzeittätigkeit 20,1 35,6 7,4 7,7

Teilzeittätigkeit 10,1 2,0 25,7 4,0

Arbeitslosigkeit 6,1 2,3 2,2 0,9

Haushaltstätigkeit 4,7 1,2 8,3 33,6

Sonstiges 12,1 12,0 9,4 6,7

Zahl der Übergänge 7,9 4,9 6,4 5,0

Beobachtungen (n) 1.660 1.834 1.221 891

Daten: LAW-Life, eigene Berechnungen.

Tabelle 2: Zusammensetzung und (Dis-)Kontinuität der Erwerbsverlaufstypen
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kontinuierliche Vollzeitbeschäftigung abnimmt und flexi -
ble re Formen der Beschäftigung (Teilzeit und vermutlich
befristete Beschäftigung) zunehmen. Dies könnte einen
moderierenden Effekt auf die Rentenanwartschaften von
Frauen haben.

Wandel der Rentenanwartschaften nach
 Bildungsstatus

Die Frage, die sich als nächstes stellt, ist, wie die Renten -
anwartschaften der Frauen je nach Bildungsniveau ver-
teilt sind. Noch wichtiger: Wie haben sich die Renten -
anwartschaften für die verschiedenen Bildungsgruppen
über die Kohorten hinweg entwickelt? Die Abbildungen
2a und 2b zeigen die Mediane und das erste und dritte
Quartil der Verteilung der Entgeltpunkte für Ost- sowie
Westdeutsch land.

Für Ostdeutschland (vgl. Abb. 2a) ist es relativ eindeu -
tig, dass Akademikerinnen die höchsten Rentenanwart-
schaften akkumulieren können. Über die Kohorten kann

man dagegen nicht von einer großen Variation sprechen:
Hier verbleiben die Rentenanwartschaften trotz der sich
wandelnden Erwerbsverläufe auf einem vergleichbaren
Niveau. Wie in Abbildung 1a gezeigt wurde, nimmt der
Anteil der kontinuierlichen Vollzeitverläufe ab, während ins -
besondere diskontinuierliche Beschäftigung an Gewicht
gewinnt. Diese Entwicklung ist für alle Bildungsgruppen
zu beobachten, allerdings ist der Anteil der Frauen mit
diskontiuierlichen Erwerbs verläufen bei den geringer Ge-
bildeten besonders hoch. Dies spiegelt sich auch in den
vergleichsweise niedrigen Rentenanwartschaften bei den
Frauen ohne Berufsabschluss wider und zwar in  allen
drei Kohorten.

In Westdeutschland (vgl. Abb. 2b) zeigen sich auf-
grund der weniger erwerbszentrierten Verläufe von Frau-
en um einiges geringere Rentenanwartschaften als in
Ostdeutschland. Auch in Westdeutschland bleiben die Ren -
tenanwartschaften über die Kohorten hinweg trotz der ge -
stiegenen Bildungsbeteiligung von Frauen relativ stabil.
Dabei unterscheiden sich die mittleren Rentenanwartschaf -
ten zwischen den Bildungsgruppen trotz einer deutlicher

Daten: LAW-Life, eigene Berechnungen.

Abbildung 1a: Entwicklung der Erwerbsverlaufstypen nach Bildung und Kohorte (Ostdeutschland)
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ausgeprägten Ausdifferenzierung der Erwerbsverläufe ver -
gleichsweise wenig. Die Zunahme der teilzeitdominier-
ten Erwerbsverläufe bei den Akademikerinnen bei gleich-
zeitiger Abnahme der Vollzeittätigkeit führt dazu, dass
sich ihre gestiegene Bildung nicht in einer Erhöhung der
Renten anwartschaften niederschlägt. Auch in den ande-
ren  Bildungsgruppen ist die Teilzeiterwerbsbeteiligung
bei den Babyboomer-Frauen in Westdeutschland hoch,
was bei allen Bildungsgruppen im Mittel zu relativ niedri-
gen Rentenanwartschaften führt.

Festzuhalten bleibt, dass obwohl der Anteil der Frau-
en mit einer höheren Bildung deutlich zugenommen hat,
sich die Rentenanwartschaften kaum über die Zeit gewan -
delt haben. Dieses Phänomen ist durch die sich wan deln -
den Erwerbsverläufe und insbesondere die Verschiebung
von kontinuierlicher Vollzeittätigkeit zu diskontinuierlicher
Beschäftigung (in Ost- und Westdeutsch land) sowie zu
Teilzeittätigkeit (in Westdeutschland) vermittlelt. Auch wenn
die Frauen der Babyboomer-Kohorte höher gebildet sind
als ihre Vorgängerinnen, führt dies im Mittel daher nicht
zu einem Anstieg in den Rentenanwartschaften.

Zusammenfassung und Ausblick

Im Rahmen der Bildungsexpansion hat sich die Bildungs -
beteiligung der Frauen aus der Babyboomer-Kohorte deut -
lich erhöht. Die Frage, die dieser Beitrag verfolgt, ist, ob
das gestiegene Bildungsniveau über die Erwerbsverläufe
der Frauen auch zu höheren Rentenanwart schaften führt.
Hinsichtlich dieser Frage werden drei  Geburtskohorten
[Kriegs-Kohorte (1936–45), Nachkriegs-Kohorte (1946–
55) und Babyboomer-Kohorte (1956–65)] miteinander
verglichen. Der besondere Fokus wird auf die Kohorte der
Babyboomer gelegt, da diese stark von der Bildungs -
expansion in den 1970er Jahren profitiert hat.

Es konnte festgestellt werden, dass trotz des gestie-
genen Bildungsniveaus der Frauen die Rentenanwart-
schaften über die Kohorten hinweg relativ stabil bleiben.
Um zu untersuchen, welche Rolle die Erwerbsverläufe der
Frauen für diesen Befund spielen, wurden die Erwerbs-
verläufe in vier Typen klassifiziert: Diskontinuierlicher Typ,
Vollzeittyp, Teilzeittyp und Hausfrauentyp. Für Ost- sowie
für Westdeutschland sind eine Abnahme an kontinuier -

Daten: LAW-Life, eigene Berechnungen.

Abbildung 1b: Entwicklung der Erwerbsverlaufstypen nach Bildung und Kohorte (Westdeutschland)
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lichen Vollzeitverläufen und ein Anstieg an unbeständige-
ren Erwerbsverläufen zu beobachten. Allerdings sind die
Unterschiede nach Bildungsgruppen in Westdeutsch-
land stärker ausgeprägt. Außerdem können wir für Ost-
deutschland beobachten, dass höhere Bildung eine schüt -
zende Funktion hat: In der Babyboomer-Kohorte sind
immerhin knapp die Hälfte der Akademikerinnen in konti-
nuierlicher Vollzeitbeschäftigung. Frauen mit einem nied-
rigeren Bildungsniveau sind dagegen viel seltener im
Vollzeittypus wiederzufinden. Ähnlich verhält es sich mit
der diskontinuierlichen Beschäftigung: Bei Babyboomer-
Frauen ohne Abschluss sind über 80 % im Diskontinuier-
lichen Typ, bei Akademikerinnen sind es knapp über 40 %.
In Westdeutschland können wir diese Schutzfunktion nur
in einem sehr viel geringeren Maße beobachten. Ein
Grund dafür ist, dass hier die Teilzeitbeschäftigung unter
allen Bildungsgruppen und insbesondere für die Baby-
boomer sehr stark ausgeprägt ist. Auch kontinuierliche
Hausfrauenverläufe spielen bei den Babyboomern in West -
deutschland noch eher eine Rolle als in Ostdeutschland.

Betrachtet man die zum Alter von 67 Jahren akkumulierten
Rentenanwartschaften getrennt nach Bildungsgruppen,
lässt sich feststellen, dass die Höhe der Rentenanwart-
schaften sich tendenziell nach dem Bildungsniveau unter-
scheidet: Je höher die Bildung, desto höher die Rente.
Die mittleren Rentenanwartschaften bleiben aber über
die Kohorten hinweg unabhängig von der Bildung relativ
stabil. Trotz des allgemein höheren Bildungsniveaus bei
Frauen lassen sich also keine höheren Rentenanwart-
schaften feststellen.

Der vorliegende Beitrag zeigt, dass die Erhöhung des
Bildungsniveaus von Frauen nicht genügt, um höhere Ren -
tenanwartschaften zu erreichen bzw. um Altersarmut von
Frauen zu vermeiden. Um die Arbeitsmarktpositionen von
Frauen (und dadurch ihre Rentenanwartschaften) zu ver-
bessern, sind zusätzliche Maßnahmen notwendig, die die
Vollzeiterwerbstätigkeit von Frauen fördern und dauerhaf -
te Teilzeit- und geringfügige Tätigkeit von Frauen reduzie-
ren. Neuere familienpolitische Diskussionen beschäftigen
sich bereits mit den Erwerbsverläufen von Frauen. So

Daten: LAW-Life, eigene Berechnungen.

Abbildung 2a: Mediane und das erste bzw. dritte Quantil der Entgeltpunkte nach Bildung und Kohorten
(Ostdeutschland)
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wird beispielsweise die Reduzierung der Anreize für 
Ein-Verdiener- bzw. 1,5-Verdienermodelle gefordert so-
wie eine Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie 
und Erwerbs tätigkeit. Eine Stärkung der Vollzeit- oder 
vollzeitnahen Er werbstätigkeit von Frauen würde zu
 einer Verbes serung der Rentenanwartschaften ins be -
sondere jün gerer Kohorten führen, für die Frauen der
Baby boomer-Kohorte wären dagegen aufgrund ihrer
bereits fort geschrittenen Erwerbsbiografien nur noch
eingeschränkte positive Auswirkungen auf ihre Renten -
anwartschaften zu erwarten.
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Abbildung 2b: Mediane und das erste bzw. dritte Quantil der Entgeltpunkte nach Bildung und Kohorten
(Westdeutschland)
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1 Während im ersten Teil der Analyse alle Frauen einbezogen sind, bezie-
hen wir uns bei den Angaben zu Rentenanwartschaften ausschließlich
auf abhängig Beschäftigte. Dies sind insgesamt 4.521 Frauen (Ost:
1.314, West: 3.207).

2 Die Fortschreibung wurde anhand des LAW-Life Fortschreibungs -
modells durchgeführt. Im Gegensatz zu modellbasierten Fortschreibungs-
ansätzen, welche zukünftige Ereignisse Jahr für Jahr simulieren, werden
im LAW-Life-Fortschreibungsmodell zusammenhängende Sequenzen
von Lebensläufen fortgeschrieben. Dabei werden die vollständig beob-
achteten Biographien älterer Geburtsjahrgänge (Spender) basierend auf
der Ähnlichkeit erwerbs- und familienbiografischer Angaben (Anzahl der
Jahre in erster Ehe, Alter bei Geburt des zweiten Kindes, Anzahl der Jah-
re in Arbeitslosigkeit, etc.) sowie altersspezifischer Rentenanwartschaf-
ten in Ost- und Westdeutschland zur sequentiellen Fortschreibung der
unvollständigen Biographien jüngerer Geburtsjahrgänge genutzt (Emp-
fänger). Für mehr Information zu der Fortschreibung siehe WESTERMEIER,
RASNER und GRABKA (2012). Die hier verwendeten Daten entstanden im

Rahmen des von der VW-Stiftung geförderten Projekts „Lebensläufe und
Alterssicherung im Wandel“ (LAW). Dieses Projekt war eine Kooperation
des DEUTSCHEN ZENTRUMS FÜR ALTERSFRAGEN (DZA), des SOZIOÖKONOMI-
SCHEN PANELS (SOEP) und der DEUTSCHEN RENTENVERSICHERUNG (DRV-Bund).

3 Die Entgeltpunkte werden als Grundlage für die Berechnung der Renten-
höhe aus den geleisteten Beitragsjahren in die Gesetzliche Rentenver -
sicherung verwendet. Dabei wird auf der Jahresbasis der individuelle
Verdienst eines Versicherten mit dem Durchschnittsverdienst aller Ver -
sicherten verglichen. Dementsprechend erhält man für ein Jahr mit ei-
nem durchschnittlichen Einkommen einen Entgeltpunkt. Sollte der indivi-
duelle Verdienst die Hälfte unter dem Durchschnittsverdienst liegen,
erhält man 0,5 Entgeltpunkte für dieses Jahr. Außerdem können weitere
Entgeltpunkte angerechnet werden, zum Beispiel für die Zeiten der Kin-
dererziehung.

4 Die Abfolge der einzelnen Zustände ist aus den hier nicht gezeigten Ana-
lysen abzuleiten. Diese können auf Nachfrage zur Verfügung gestellt
werden.
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Die Bundesregierung hat beschlossen, dass besonders
langjährig Versicherte künftig bereits mit 63 Jahren ab-
schlagsfrei Altersrente beziehen können sollen [BUNDES-
REGIERUNG (2014)]. Weil gleichzeitig die Regelaltersgrenze
zum Bezug abschlagsfreier Rente sukzessive auf 67 Jah -
re ansteigt, ist kaum verständlich, weshalb Arbeitnehmer
nun ermutigt werden sollen, vorzeitig aus dem Erwerbs-
leben auszuscheiden. Die Bundesregierung argumentiert
hier mit einer vermeintlichen Gerechtigkeitslücke: Die 2007
beschlossene Rente für besonders langjährig Versicherte
ermöglicht es auch heute schon, mit 65 Jahren abschlags -
frei in Rente zu gehen [SGB VI, § 38]. Das erlaubt für die
Rentenzugänge ab 2031 einen um zwei Jahre früheren
Renteneintritt. Daher ist es – laut Bundesregierung – nur
gerecht, dies auch den früheren Kohorten zu ermög -
lichen. Ganz generell führt dieser frühere Rentenzugang
aber zu einer Besserstellung von Personen, die eher in
das Erwerbsleben eingetreten sind.

Das Prinzip der Regelaltersgrenze in der Rentenversi-
cherung sieht vor, dass es zu Ab- bzw. Zuschlägen zur
monatlichen Rente kommt, wenn jemand vor bzw. nach
Erreichen der Regelaltersgrenze seinen Ruhestand an-
tritt. Wer vorzeitig in Rente geht und deswegen eine län-
gere Rentenbezugsdauer erwarten kann, muss versiche-
rungsmathematisch (annähernd) korrekte Abschläge von
seiner monatlichen Rente hinnehmen. Mit anderen Wor-
ten: Bislang galt als gerecht, wenn die Summe der zu er-
wartenden Rentenauszahlungen bis zum Lebensende in
Einklang mit den geleisteten Beitragseinzahlungen stand.
Die vorzeitige Rente für besonders langjährig Versicherte
durchbricht dieses Prinzip, indem jetzt die monatliche
Rentenhöhe als Gerechtigkeitsmaßstab herangezogen
wird.

Folgendes Rechenbeispiel verdeutlicht den Gedanken-
gang: Angenommen, zwei Personen gleichen Jahrgangs
haben im Alter von 18 bzw. 20 Jahren eine Arbeit auf -
genommen (vgl. Abb. 1). Unter der Annahme gleicher
 Erwerbsbiographien haben diese beiden Personen im
Verlauf ihres Erwerbslebens auch die gleichen Beiträge 
in die Rentenkasse eingezahlt. Nach 45 Beitragsjahren 
kön n en beide abschlagsfrei in Rente gehen – der eine im
 Alter von 63, der andere mit 65 Jahren. Die beiden Per-
sonen beziehen dann auch die gleiche monatliche Rente.

Was zunächst gerecht klingt, bekommt eine andere
Färbung, wenn man den Blickwinkel ändert – vom Quer-
schnitt, also der monatlichen Rente, zum Längsschnitt:
der Summe der Rentenzahlungen. Bei einer annahme-
gemäß gleichen Lebenserwartung unterscheiden sich die
gesamten Auszahlungen an die beiden Personen näm-
lich deutlich, obwohl sie die gleichen Einzahlungen ins
Rentensystem geleistet haben. Ursache hierfür ist, dass
die erwartete Rentenbezugsdauer bis zum Tod sich in
den beiden Fällen um zwei Jahre unterscheidet. Setzt
man die Barwerte der Aus- und Einzahlungen ins Ver-
hältnis zueinander, lassen sich die Renditen für die bei-
den Personen vergleichen: Bei einer Lebenserwartung
von insgesamt 85 Jahren und einer Diskontrate von 3 %
ergibt sich für denjenigen, der bereits seit seinem 18. Ge -
burtstag gearbeitet hat, eine um das 1,07-fache erhöhte
Rendite (Berechnung vgl. Box 1). Ohne die Sonderregel
für besonders langjährig Versicherte würde bei einem

Die Rente für besonders langjährig Versicherte
Wolfgang Nagl, Joachim Ragnitz und Lars Vandrei*

* Prof. Joachim Ragnitz ist stellvertretender Geschäftsführer, Wolfgang
Nagl und Lars Vandrei sind Doktoranden der Niederlassung Dresden
des ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der Univer-
sität München e. V.

Quelle: Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 1: Rechenbeispiel

Jugend Beitragszeit Rente

Alter0 5 10 15 20 25 30 35 40 45 50 55 60 65 70 75 80 85
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Renteneintritt nach 45 Beitragsjahren ein Abschlag an -
fallen, dessen Höhe so austariert ist, dass sich die Ren-
diten beider Rentner nicht (oder nur um einen geringen
Prozentwert) unterscheiden.

Neben dieser systematischen Besserstellung baut der
aktu elle Gesetzentwurf der Bundesregierung den Vorteil
der früher in den Erwerbsprozess eintretenden Personen
für die bald in die Rente eintretenden Jahrgänge bis 1957
aber sogar noch weiter aus. Dies geschieht, indem sich
die Rente für besonders langjährig Versicherte erst suk-
zessive dem Entwicklungspfad der Rente mit 67 Jahren
annähert (vgl. Tab. 1). Wer im Jahr 2014 zu seinem 63. Ge -
burtstag abschlagsfrei in Rente geht, scheidet damit nicht
etwa nur zwei Jahre früher aus dem Arbeitsleben aus,
sondern faktisch zwei Jahre und fünf Monate. Im nächs -
ten Jahr ist ein abschlagsfreier Renteneintritt möglich, der
zwei Jahre und sechs Monate vor der Regel alters grenze
liegt. Bis einschließlich Geburtsjahrgang 1957 sieht der
Gesetzentwurf somit eine Bevorteilung ge gen über spä -
teren Generationen vor, die jeweils lediglich zwei Jahre
früher abschlagsfrei in Rente gehen können.

Die Kosten für das Rentenpaket beschreibt die Bundes-
regierung in ihrem Gesetzentwurf selbst: Zusammen mit
den anderen beschlossenen Leistungen, insbesondere ist
dabei die Mütterrente zu nennen, belaufen sich die jährli-
chen Mehrausgaben der Rentenversicherung durch den
Gesetzentwurf auf über 9 Mrd. € und summieren sich bis
2030 auf ca. 160 Mrd. €.2 Bis 2018 sollen die Mehrausga -
ben noch durch die Rücklagen der Rentenversicherung
finanziert werden. Die Rücklagen belaufen sich aktuell auf
31 Mrd.€ oder 1,75 Monats ausgaben. Ohne die Leistungs -
ausweitung durch den Gesetzentwurf hätte der Beitrags-
satz zur Gesetzlichen Rentenversicherung schon Anfang
2014 auf 18,3 Prozentpunkte gesenkt werden sollen. Die
Arbeitnehmer und Arbeitgeber wären damit bis 2017 um
ca. 6 Mrd. € entlastet worden [DEUTSCHE RENTENVERSICHE -
RUNG (2014)].

Finanziert werden die höheren Ausgaben hauptsäch-
lich von den jungen Beitrags- und Steuerzahlern. Allein
der Steuerzuschuss wird laut Gesetzentwurf ab 2019
stufenweise bis 2022 um zwei Mrd. € im Jahr ansteigen.
Auch ohne diese Reform lastet das Rentensystem schwer
genug auf den Schultern der jungen Generation. Die  
Bun desregierung beschließt indes noch ein paar Steine
drauf zulegen.

Neben den Beitragszahlern werden aber auch alle Be -
standsrentner durch eine ausbleibende Rentenwertan-
hebung an den Mehrkosten beteiligt. Die Systematik der
Rentenberechnung ist so angelegt, dass sich eine Bei-
tragssatzentlastung immer auch positiv auf die monatlich
ausgezahlten Renten auswirkt. Das Umgekehrte gilt, wenn
der Beitragssatz ansteigt. Die Idee dahinter ist eine Auf-
teilung der Lasten bzw. Gewinne zwischen den Beitrags-
zahlern und Rentenempfängern. Da durch die neuen Leis -
tungen eine Beitragssatzsenkung ausbleibt, werden die
monatlichen Renten in den nächsten Jahren weniger stark
steigen. Die Nichtanpassung des Beitragssatzes nach
unten im Jahr 2014 führt damit zu einer um 0,8 Prozent-
punkte geringeren Rentenanpassung und damit zu rund
10 € weniger Rente für einen Eckrentner pro Monat ab
dem kommenden Jahr (vgl. Box 2). Sollte der Beitrags-
satz in Zukunft wegen der beschlossenen Begünstigungen
noch steigen, würde die Anpassung des Rentenwertes
sogar noch zusätzlich gedämpft.

Box 1: Berechnung der Renditen

Zur Berechnung der Renditen werden die Barwerte
der Aus- bzw. Einzahlungen ins Verhältnis zueinan-
der gesetzt. Die Personen A und B zahlen während
ihrer Beitragszeit einen jährlichen Betrag von x ein
und erhalten dafür später eine Rente in Höhe von y.
Die Barwerte werden zum 18. Geburtstag berech-
net.1

Barwert EinzahlungenA= x · (1+ r)0+x · (1+ r)–1+…        
+ x · (1+ r)–44

=x  ·[(1+ r)0+…+(1+ r)–44]

Barwert AuszahlungenA = y · [(1+ r)–45+ … +(1+ r)–77] 

Barwert EinzahlungenB= x · [(1+ r)–2+ …+(1+ r)–46]

Barwert AuszahlungenB = y · [(1+ r)–47+ … +(1+ r)–77]

Renditei =

Bei einer Diskontrate von r = 3 % ergibt sich ein
Verhältnis der Renditen von

≈1,0712.

Barwert Auszahlungeni

Barwert Einzahlungeni

RenditeA

RenditeB

Box 2: Berechnung der Rentenanpassung

Die Rentenanpassung bestimmt sich aus dem Pro-
dukt dreier Faktoren: der Lohnkomponente, dem
Riesterfaktor und dem Nachhaltigkeitsfaktor.3 Erst-
genannter bildet dabei die Veränderung der Brutto -
löhne und -gehälter ab. Der Nachhaltigkeitsfaktor
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In der Zusammenschau bleibt festzuhalten, dass vor
 allem die geburten- und damit auch wählerstarken Ko-
horten der Babyboomer-Generation am meisten von den
beschlossenen Reformen profitieren. Für diese Kohorten
überwiegen eindeutig die Vorteile des vorzeitigen Renten -
bezugs. Bis zur nächsten Bundestagswahl können diese
Vorteile für die neuen Rentner auch noch ohne Beitrags-
satzerhöhungen finanziert werden, da noch die angespar -
ten Reserven der Beitragszahler aufgebraucht werden
können. Politökonomisch ist dies ein durchaus rationales
Vorgehen. Die finanziellen Lasten dafür müssen haupt -
sächlich heutige und zukünftige Beitragszahler tragen.
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Geburtsjahrgang
Regelaltersgrenze: 

Anhebung in Monaten
Rentenzugang für besonders langjährig 

Versicherte: Anhebung in Monaten

1951 5

1952 6

1953 7 2

1954 8 4

1955 9 6

1956 10 8

1957 11 10

1958 12 12

1959 14 14

1960 16 16

1961 18 18

1962 20 20

1963 22 22

1964 24 24

Quelle: Darstellung des ifo Instituts.

Tabelle 1: Anhebung des Rentenzugangsalters

trägt der demographischen Entwicklung Rechnung,
da hier das Verhältnis von Rentenempfängern zu
Beitragszahlern einfließt. Besonders relevant für die
ausgebliebene Beitragssatzsenkung ist die Bei-
tragskomponente. Diese drückt aktuell lediglich die
Veränderung des Beitragssatzes aus, da für den
sogenannten Altersvorsorgeanteil aktuell sowohl
im Zähler als auch im Nenner mit dem Wert von
2012 gerechnet wird. Folgende Rechnung verdeut-
licht, inwiefern eine Sen kung des Beitragssatzes die
Rente im Jahr 2015 an gehoben hätte:

Beitragskomponente2015

=

= ≈1,0078.

Da auch die Lohnkomponente sowie der Nachhal-
tigkeitsfaktor nicht stark von eins verschieden sind,
wäre die Rente also um etwa 0,8 Prozentpunkte
mehr angehoben worden, als dies nun der Fall ist.
Bei einem aktuellen Rentenwert von aktuell 28,14 €

im Westen bedeutet dies einen Verlust von immer-
hin 22,5 Cent pro Monat und Entgeltpunkt. Der Ver -
lust summiert sich entsprechend für einen west-
deutschen Eckrentner auf rund 10 € pro Monat.4

100–Altersvorsorgeanteil 201 2 –Beitragssatz 2014

100–Altersvorsorgeanteil 2012 –Beitragssatz 2013

 100–4–18,3

 100–4–18,9
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1 Für die Rendite spielt es jedoch keine Rolle, welcher Zeitpunkt für die
Barwertberechnung angesetzt wird.

2 In einer Studie für die INITIATIVE NEUE SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT prognosti-
ziert Reinhold Schnabel jedoch direkte Kosten von 190 Mrd. €. Insbe-
sondere aufgrund der Einnahmeausfälle bei den Steuern sowie in der
Sozialversicherung schätzt er die Gesamtbelastung durch das Renten-
paket gar auf 233 Mrd. € [vgl. SCHNABEL (2014)].

3 Eine genauere Beschreibung der Bestimmung des Rentenwertes findet
sich u. a. bei NAGL (2014).

4 Als Eckrentner wird eine hypothetische Person bezeichnet, die 45 Jahre
lang genau die durchschnittlichen Beiträge zur Rentenversicherung ge-
leistet hat.
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Arbeitsmarktentwicklung im Vergleich 
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Abbildung 1: Arbeitslose in Sachsen (2011 bis 2014)

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit.

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit.

Abbildung 2: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Sachsen (2010 bis 2013)
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Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Berechnungen des ifo Instituts.

Tabelle 1: Arbeitsmarktentwicklung im Vergleich

Beschäftigung und Zweiter Arbeitsmarkt (in 1.000 Personen)

Sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigtea Offene Stellenb Beschäftigungs-

begleitende Leistungenc

Dez.
2013

Vor-
monat

Vor
jahres-
monat

Feb.
2014

Vor-
monat

Vor
jahres-
monat

Feb.
2014

Vor-
monat

Vor
jahres-
monat

Brandenburg 770 781 766 10,9 9,8 10,3 4,6 4,9 5,8

Mecklenburg-Vorp. 524 532 520 9,8 8,9 9,4 3,4 3,5 4,1

Sachsen 1.478 1.493 1.457 19,5 17,3 17,8 10,1 10,5 13,4

Sachsen-Anhalt 753 763 752 11,0 10,3 10,5 6,4 6,8 7,2

Thüringen 761 771 754 14,4 13,3 13,4 4,7 4,8 5,6

D Ost (mit Berlin) 5.532 5.593 5.461 83,7 77,1 79,8 36,9 38,2 43,6

D West (ohne Berlin) 24.073 24.275 23.682 343,3 321,4 347,9 62,4 62,4 67,7

D gesamt 29.605 29.868 29.143 429,3 400,8 431,1 99,3 100,6 111,3

Arbeitslosigkeit

Arbeitslose 
(in 1.000 Personen)

Arbeitslosenquoted

(in %)
Langzeitarbeitslosee

(in % der Arbeitslosen)

Feb.
2014

Vor-
 monat

Vor -
jahres-
monat

Feb.
2014

Vor-
 monat

Vor -
jahres-
monat

Feb.
2014

Vor-
 monat

Vor -
jahres-
monat

Brandenburg 143 142 148 10,6 10,6 11,0 37,6 38,0 37,3

Mecklenburg-Vorp. 112 112 116 13,2 13,2 13,7 32,5 32,7 29,5

Sachsen 214 214 227 10,1 10,0 10,7 35,1 35,3 34,6

Sachsen-Anhalt 142 142 150 12,0 12,0 12,6 33,7 33,7 33,2

Thüringen 104 104 110 8,9 8,9 9,4 31,8 32,0 31,3

D Ost (mit Berlin) 928 928 968 11,0 11,0 11,5 33,9 34,1 33,5

D West (ohne Berlin) 2.210 2.207 2.188 6,4 6,4 6,4 34,6 34,8 33,7

D gesamt 3.138 3.136 3.156 7,3 7,3 7,4 34,4 34,6 33,7

a) Die Zahlen zur Beschäftigung werden mit zweimonatiger Verzögerung veröffentlicht. – b) Als gemeldete Stellen gelten der Bundes-
agentur für Arbeit gemeldete und zur Vermittlung freigegebene Stellen mit einer vorgesehenen Beschäftigungsdauer von mehr als 7 Ka-
lendertagen.  – c) Ab dem Heft 5/2008 von „ifo Dresden berichtet“ werden aufgrund fehlender Datenaktualisierungen der amtlichen Sta-
tistik die Werte der „Beschäftigungsbegleitenden Leistungen“ ausgewiesen. Diese umfassen die „Förderung abhängiger Beschäftigung“
sowie die „Förderung der Selbstständigkeit“. Die Werte sind nicht mit Angaben früherer Hefte zur „Direkten Förderung regulärer Beschäf-
tigung“ vergleichbar. – d) In % aller zivilen Erwerbspersonen. – e) Als Langzeitarbeitslose gelten alle Personen, die am jeweiligen Stichtag
der Zählung 1 Jahr und länger bei den Arbeitsagenturen arbeitslos gemeldet waren.
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ifo Geschäftsklima Sachsen im Vergleich

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirt-
schaft Deutschlands ist im März gesunken. Auch die
 Klimaindikatoren für die ostdeutschen Bundesländer und
Sachsen haben kräftig nachgegeben (vgl. Abb. 1). Zwar
sind die sächsischen Befragungsteilnehmer mit ihren
mo mentanen Geschäften abermals zufriedener. Jedoch
blicken sie dem zukünftigen Geschäftsverlauf mit weniger
Optimismus entgegen. Die internationalen Spannungen
in Osteuropa hinterlassen Spuren bei den Zukunfts -
 erwartungen der sächsischen Firmen. Immerhin ist Russ -
 land der fünftwichtigste Außenhandelspartner der säch-
sischen Industrie, sodass wirtschaftliche Sanktionen der
EU die hiesigen Unternehmen überdurchschnittlich stark
treffen könnten.

Beschäftigungsbarometer Sachsen

Das Beschäftigungsbarometer für die gewerbliche Wirt-
schaft Sachsens ist im März geringfügig gestiegen (vgl.
Abb. 2). Maßgeblich hierfür sind die deutlich günstigeren
Beschäftigungsaussichten in den beiden Handelsstufen
Groß- und Einzelhandel. Im Verarbeitenden Gewerbe und
Bauhauptgewerbe hingegen planen die Firmen ihren Per -
sonalbestand in der nahen Zukunft zu reduzieren.

Schwerpunkt: Entwicklung im Handel Sachsens

Das Geschäftsklima im sächsischen Handel hat sich im
Vergleich zum Vormonat etwas verschlechtert (vgl. Abb. 3).
Jedoch zeigen sich unterschiedliche Tendenzen im Groß-
und Einzelhandel. Der Klimaindikator für den sächsi-
schen Großhandel hat im März etwas nachgegeben.
Maßgeblich hierfür sind die weniger günstigen Aussich-
ten für den zukünftigen Geschäftsverlauf. Der Geschäfts-
klimaindex im Einzelhandel Sachsens ist hingegen ge-
stiegen. Die sächsischen Einzelhandelsfirmen blicken
optimistischer auf die Geschäftsentwicklung. Bei der ak-
tuellen Lageeinschätzung im sächsischen Einzelhandel
ist im Vergleich zum Februar keine Veränderung feststell-
bar. Für die Beschäftigung im sächsischen Handel sehen
die Vorzeichen besonders positiv aus. Sowohl die Groß-
als auch die Einzelhändler wollen ihre Mitarbeiterzahl in
den kommenden drei Monaten insgesamt nochmals kräf -
tiger erhöhen als im Vormonat.

Krimkrise hinterlässt Spuren in der sächsischen
Wirtschaft: ifo Geschäftsklima im März 2014
merklich abgekühlt
Robert Lehmann*

* Robert Lehmann ist Doktorand an der Dresdner Niederlassung des ifo
Instituts.
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Saisonbereinigte Indexwerte, 2005=100
a) Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel.
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Saisonbereinigte Indexwerte, 2005=100
a) Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel.

Abbildung 1: Geschäftsklimaindex 
Gewerbliche Wirtschafta Deutschlands, Ostdeutschlands und Sachsens im Vergleich

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Abbildung 2: ifo Beschäftigungsbarometer für die Gewerbliche Wirtschafta Sachsens
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Abbildung 3: Geschäftsklima im sächsischen Handel sowie die Geschäftslage- und
 Geschäftserwartungssalden

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Abbildung 4: ifo Konjunkturuhr für das Verarbeitende Gewerbea Sachsen
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Tabelle 1: Ausgewählte Indikatoren aus dem ifo Konjunkturtest
Deutschland, Ostdeutschland und Sachsen im Vergleich

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Region Deutschland Ostdeutschland Sachsen

Zeitpunkt
1. Quartal

2014
4. Quartal

2013
1. Quartal

2014
4. Quartal

2013
1. Quartal

2014
4. Quartal

2013

Verarbeitendes Gewerbe

Auftragsbestand (in Monatena) 2,7 2,9 2,6 2,6 3,0 2,9

Kapazitätsauslastung (in %a) 83,4 83,2 80,4 80,4 84,3 83,3

Exportgeschäft – Erwartungenb 12,8 14,0 6,3 4,4 5,6 2,3

Beschäftigtenzahl – Erwartungenb 1,3 –0,2 –0,4 0,8 0,2 0,6

Verkaufspreise – Erwartungenb 5,5 5,7 6,8 3,1 6,1 2,8

Bauhauptgewerbe

Auftragsbestand (in Monatena) 2,8 2,9 2,5 2,8 2,7 3,0

Kapazitätsauslastung (in %a) 69,8 74,3 70,8 76,0 73,1 75,3

Beschäftigtenzahl – Erwartungenb –0,8 4,6 –2,3 6,6 2,5 12,1

Baupreise – Erwartungenb –1,8 –8,9 –3,2 –11,2 5,1 –6,1

Großhandel

Umsatz gegenüber Vorjahrb 14,7 5,7 –8,0 –9,0 –0,7 –11,7

Bestellpläneb 9,5 4,6 –0,3 –1,1 –2,8 –8,0

Verkaufspreise – Erwartungenb 11,7 16,6 21,5 32,0 34,9 34,6

Einzelhandel

Umsatz gegenüber Vorjahrb 4,7 4,3 –11,7 –3,7 –19,7 –0,3

Bestellpläneb –2,7 –3,4 –13,5 –17,8 –6,1 –14,4

Verkaufspreise – Erwartungenb 12,1 12,0 11,4 12,9 10,9 9,2

Die Angaben basieren auf saisonbereinigten Werten (Ausnahme: Umsatz gegenüber Vorjahr).
a) Durchschnitte. – b) Salden der Prozentanteile von positiven und negativen Unternehmensmeldungen.
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Am 06. und 07. März 2014 veranstaltete die Niederlas-
sung Dresden des IFO INSTITUTS gemeinsam mit der TECH-
NISCHEN UNIVERSITÄT DRESDEN den 4. Workshop „Arbeits -
markt und Sozialpolitik“. Einen Schwerpunkt bildeten
dieses Jahr Beiträge zur empirischen Evaluation der deut -
schen Arbeitsmarkt- und Rentenpolitik. Weitere Analy-
sen beschäftigten sich mit den Lohndeterminanten auf
individueller Ebene. Für die Leitung des Workshops
konnte wiederum Prof. Dr. Alexander Kemnitz von der
TECHNISCHEN UNIVERSITÄT DRESDEN gewonnen werden.

Im Rahmen der Dresdner Vorträge zur Wirtschafts-
politik spricht am 21. Mai 2014 Prof. Gabriel Felbermayr,
CESifo Professur für Volkswirtschaftslehre, insbesondere
reale und monetäre Außenwirtschaft an der LUDWIG-MAXI-
MILIANS-UNIVERSITÄT MÜNCHEN. Der Vortrag ist öffentlich und
findet im Seminarraum der ifo Niederlassung Dresden, in
der Einsteinstraße 3, statt. Beginn des Vortrags ist um
18:30 Uhr.

Als weiterer Vortrag ist für den 24. September 2014 ge-
plant: Prof. Dr. Erik Gawel, Departmentleiter Ökonomie

am HELMHOLTZ-ZENTRUM FÜR UMWELTFORSCHUNG (UFZ)
Leip zig und Direktor des Instituts für Infrastruktur- und
Ressourcenmanagement der UNIVERSITÄT LEIPZIG.

Am 11. und 12. September 2014 findet der 4. Work shop
„Regionalökonomie“ in den Räumen der Nieder lassung
Dresden des IFO INSTITUTS statt. Der diesjährige Work -
shop wird von der Dresdner Niederlassung des IFO INSTI-
TUTS und der TECHNISCHEN UNIVERSITÄT BRAUNSCHWEIG aus -
gerichtet. Die zweitägige Veranstaltung soll dem Austausch
und der Diskussion aktueller Forschungsergebnisse die-
nen und richtet sich dabei vor allem an Nachwuchswis-
senschaftler, die auf dem Gebiet der Regionalökonomie
arbeiten. Es sind sowohl theoretische als auch empirische
Arbeiten mit unterschiedlichen geographischen Schwer-
punkten willkommen (vgl. Call for Papers am Ende des
Heftes).

Weiterführende Informationen zu diesen Veranstaltungen
finden Sie auf der Homepage von ifo Dresden (www.ifo-
dresden.de) unter der Rubrik Veranstaltungen.

ifo Veranstaltungen
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Ragnitz, Joachim, „Auswirkungen eines Mindestlohns auf
die (ost)deutsche Wirtschaft“, Vortrag anlässlich der Ober -
meistertagung der HANDWERKSKAMMER LEIPZIG, 18.02.2014,
Leipzig.

Lehmann, Robert, „On the political economy of tax reve-
nue forecasts – Evidence from OECD countries”, Vortrag
auf dem 2. CGDE Doktorandenworkshop an der UNIVER-
SITÄT LEIPZIG, 11.03.2014, Leipzig.

Ragnitz, Joachim, „Wirtschaftliche Perspektiven für Sach -
sen und seine Regionen“, Vortrag anlässlich der Mitglie-
derversammlung des DEUTSCHEN ROTEN KREUZES (DRK),
Landesverband Sachsen, 12.03.2014, Dresden.

Ragnitz, Joachim, „Stand und Perspektiven der wirtschaft -
lichen Entwicklung in Mitteldeutschland“, Vortrag anläss-
lich des Unternehmertages des BAUINDUSTRIEVERBANDS

SACH SEN/SACHSEN-ANHALT, 13.03.2014, Wittenberg.

Nagl, Wolfgang, „Nachhaltigkeitsfaktor – Wie wird die
 Rente bestimmt“, Vortrag an der Berufsakademie in Dres -
den im Rahmen des Studium Universale, 19.03.2014,
Dresden.

Kluge, Jan, „Die wirtschaftliche Situation Dresdens – Wo
steht die Stadt aktuell und wo künftig?“, Vortrag beim
Immobilien-Dialog Dresden, 27.03.2014, Dresden.

Ragnitz, Joachim, „Brauchen wir einen Solidarpakt III?“,
Vortrag anlässlich einer Tagung zur Reform des Fin anz -
ausgleichs an der EVANGELISCHEN AKADEMIE LOCCUM,
01.04.2014, Loccum.

Thum, Marcel, „Neuordnung des Länderfinanzausgleichs“,
Vortrag vor den CDU-Bundestagsabgeordneten aus den
ostdeutschen Bundesländern im DEUTSCHEN BUNDESTAG,
01.04.2014, Berlin.

Ragnitz, Joachim, „Wirtschaftliche Entwicklungschancen
in Mitteldeutschland“, Vortrag anlässlich der Jahrestagung
des BUNDESVERBANDES DER ENERGIE- UND WASSERWIRT-
SCHAFT E. V. (BDEW), Landesgruppe Mitteldeutschland,
10.04.2014, Erfurt.

Ragnitz, Joachim, „Gesamtwirtschaftliche und regional-
wirtschaftliche Wachstumswirkung von Infrastruktur -
investitionen“, Vortrag anlässlich der Tagung „Verkehrs -
infrastruktur, Mobilität und regionale Entwicklung in
Mitteldeutschland“ der AKADEMIE FÜR RAUMFORSCHUNG UND

LANDESPLANUNG – LEIBNIZ-FORUM FÜR RAUMWISSENSCHAFTEN

(ARL), 24.04.2014, Leipzig.

Nagl, Wolfgang, „Unemployment compensation and
 unemployment duration – Evidence from the German
Hartz IV reform“, Vortrag beim Spring Meeting of Young
Economists an der WIRTSCHAFTSUNIVERSITÄT WIEN (WUW),
24.–26.04.2014, Wien (Österreich).

Thum, Marcel, „Teams Punish Less“, Vortrag bei der 
CES ifo Area Conference on Public Sector Economics,
24.–26.04.2014, München.

Lehmann, Robert, „On the political economy of tax re -
venue forecasts – Evidence from OECD countries”, Vor-
trag auf der ZEW-Konferenz Public Finance 2014 am
ZENT RUM FÜR EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSFORSCHUNG GMBH,
28.04.2014, Mannheim.

ifo Vorträge

ifo intern

Prof. Marcel Thum, Geschäftsführer der Niederlassung
Dresden des IFO INSTITUTS wurde 2014 zum Mitglied im
Wissenschaftlichen Beirat des CENTRUMS FÜR NAH- UND

MITTELOST-STUDIEN DER PHILLIPS-UNIVERSITÄT MARBURG be-
rufen.

Seit dem 1. April 2014 verstärkt Julia Heller das Team
des ifo Dresden. Sie hat an der TECHNISCHEN UNIVERSITÄT

DRESDEN Volkwirtschaft studiert und wird als Doktorandin
vor allem im Forschungsbereich Regionaler Strukturwan-
del tätig sein.
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ifo Dresden Studie 69: Ausgestaltung eines neuen
EFRE-Förder instruments Innovationszulage
Joachim Kloos, Oskar Krohmer, Christian Ochsner,
Joachim Ragnitz, Carolin Rauch und Martin Schulte,
60 S., München/Dresden 2013. 
ISBN 978-3-88512- 547-1, 15,– €, zzgl. Versand -
kos ten.
Innovationen sind die Triebkräfte von Wachstum, der Ver -
besserung der Wettbewerbsfähigkeit als auch der nach-
haltigen Sicherung von Arbeitsplätzen. Hierzu unterstützt
die Politik nahezu überall gezielt die Forschungs- und
Entwicklungsaktivitäten (FuE) von Unternehmen. Während
in 26 von 34 OECD-Staaten, darunter auch in der Mehr-
zahl der EU-Mitgliedsländer, neben einer projektbezoge-
nen Förderung auch eine steuerliche Förderung von FuE
praktiziert wird, wird ein derartiges Instrument in Deutsch -
land zwar schon seit längerem diskutiert, bislang jedoch
noch nicht angewandt.
Vor diesem Hintergrund wurden im Rahmen eines Gut-
achtens für den Freistaat Sachsen die Möglichkeiten dis-
kutiert, wie ein breit angelegtes, an der steuerlichen För-
derung orientiertes ausgabenseitiges Förderinstrument
(„Innovationszulage“) ausgestaltet werden könnte. Es wur -
de gezeigt, dass eine alle Stufen des Innovationsprozes-
ses umfassende Förderung auch auf der Ausgabenseite
möglich ist und gleichzeitig eine Reihe von Vorteilen
 gegenüber der heute praktizierten Projektförderung auf-
weist. Um die fiskalischen Kosten einer solchen breit
 angelegten Förderung zu begrenzen, wurde zudem vor-
geschlagen, lediglich den Zuwachs an Innovationsauf-
wendungen zu subventionieren (inkrementelle Förderung).
Auch in diesem Fall sind erhebliche Anstoßwirkungen zu
erwarten.
Im juristischen Teil des Gutachtens wurde zudem ge-
prüft, inwiefern eine an die steuerliche FuE-Förderung
angelehnte Innovationsförderung als EFRE-Förder instru -
ment europarechtlich zulässig ist. Auch hier konnte ein
positives Votum erzielt werden.

ifo Dresden Studie 71: Industrie- und Wirtschafts-
region Lausitz: Bestandsaufnahme und Perspek -
tiven
Jan Kluge, Robert Lehmann, Joachim Ragnitz und
Felix Rösel, 150 S., zahlreiche Abbildungen und Ta-
bellen, München/Dresden 2014. 
ISBN 978-3-88512-551-8, 15,– €, zzgl. Versand -
kos ten.

Die Lausitz als länderübergreifende Region in Südbran-
denburg und Ostsachsen mit mehr als einer Million Ein-
wohnern steht wie alle Regionen Ostdeutschlands vor
großen Herausforderungen. Insbesondere der dramati-
sche Bevölkerungsschwund und seine ökonomischen
Auswirkungen werden in den kommenden Jahren deut-
lich spürbar; bis zum Jahr 2030 ist in der Lausitz mit
 einem Rückgang der Erwerbspersonen um 36 % im Ver-
gleich zu 2010 zu rechnen.
Im Gutachten „Industrie- und Wirtschaftsregion Lausitz“
werden sowohl eine umfassende Bestandsaufnahme
ökonomischer und demographischer Kerndaten der Lau-
sitz gegeben als auch Zukunftsperspektiven in Anbe-
tracht der einschneidenden Veränderungen aufgezeigt.
Heraus gestellt werden kann hierbei die regional bedeut-
same Rolle der Industrie, insbesondere der Sektoren
Bergbau und Energiewirtschaft.
Darüber hinaus wurden auf Kreis- und Regionalebene
anhand von Beschäftigtenzahlen heute bestehende in-
dustrielle Schwerpunktbranchen und industrielle Kerne
wie bspw. der Sektor Chemie und Kunststoffe identifi-
ziert. Auf Basis von Zulieferbeziehungen wurde zudem
die über Vorleistungen indirekt mit diesen Branchen und
Kernen verbundene Beschäftigtenzahl bestimmt. Die bei
der Bestandsaufnahme gewonnenen Erkenntnisse konn -
ten anschließend in einem zweiten Schritt durch eine Pro -
jektion der künftigen regionalen Fachkräfte- und Wachs-
tumsentwicklung bis zum Jahr 2030 ergänzt werden.
Dabei stellt sich heraus, dass die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung der Lausitz bei konstanter Produktivitätsent-
wicklung in den kommenden Jahren rückläufig sein dürf-
te. Das Gutachten schließt mit Handlungsempfehlungen
zur Stärkung und Verbesserung der ökonomischen Per-
spektiven der Lausitz wie etwa einer deutlich stärkeren
Fokussierung heute bereits existenter Industriezentren.
Um dieses Ziel zu erreichen, sind aber neben den beiden
Landesregierungen Sachsens und Brandenburgs auch
alle regionalen Akteure aus Politik, Verwaltung und Wirt-
schaft gleichermaßen gefragt.

RAGNITZ, JOACHIM (2013): „Ostdeutschland im demogra-
phischen Wandel – Auswirkungen auf regionale Wirt-
schaftsstrukturen und Daseinsvorsorge“, in: HESSE, H.
und D. JANKE: Demografischer Wandel im Spannungs-
feld zwischen Globalem und Regionalem, Streitschriften
zu Geschichte und Politik des Sozialismus, Heft 40, Leip -
 zig, S. 47–57.

ifo Veröffentlichungen
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Innovationen sind die Triebkräfte von Wachstum,
der Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit als

auch der nachhaltigen Sicherung von Arbeits-
plätzen. Hierzu unterstützt die Politik nahezu
überall gezielt die Forschungs- und Entwick-

lungsaktivitäten (FuE) von Unternehmen.
Während in 26 von 34 OECD-Staaten, darunter

auch in der Mehrzahl der EU-Mitgliedsländer,
 neben einer projektbezogenen Förderung auch
eine steuerliche Förderung von FuE praktiziert

wird, wird ein derartiges Instrument in Deutsch-
land zwar schon seit längerem diskutiert, bislang

jedoch noch nicht angewandt.

Vor diesem Hintergrund wurden im Rahmen
 eines Gutachtens für den Freistaat Sachsen 

die Möglichkeiten diskutiert, wie ein breit ange-
legtes, an der steuerlichen Förderung orientiertes

ausgabenseitiges Förderinstrument („Innova -
tionszulage“) ausgestaltet werden könnte. 

Es wurde gezeigt, dass eine alle Stufen des
Inno vationsprozesses umfassende Förderung

auch auf der Ausgabenseite möglich ist und
gleichzeitig eine Reihe von Vorteilen gegenüber

der heute praktizierten  Projektförderung auweist.

Um die fiskalischen Kosten einer solchen breit
 angelegten Förderung zu begrenzen, wurde
 zudem vorgeschlagen, lediglich den Zuwachs an
Innovationsaufwendungen zu subventionieren
 (inkrementelle Förderung). Auch in diesem Fall
sind erhebliche Anstoßwirkungen zu erwarten.

Im juristischen Teil des Gutachtens wurde zu-
dem geprüft, inwiefern eine an die steuerliche
FuE- Förderung angelehnte Innovationsförderung
als EFRE-Förder instrument europarechtlich
zulässig ist. Auch hier konnte ein positives
 Votum erzielt werden.

ifo Dresden Studie 69

Ausgestaltung eines neuen  EFRE-
Förderinstruments Innovationszulage

Joachim Kloos, Oskar Krohmer, Christian
Ochsner, Joachim Ragnitz,

Carolin Rauch und Martin Schulte

ISBN 978-3-88512-547-1
60 Seiten, München/Dresden 2013, 
15,– €, zzgl. Versandkosten.
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Die Lausitz als länderübergreifende Region in
Südbrandenburg und Ostsachsen mit mehr als

 einer Million Einwohnern steht wie alle Regionen
Ostdeutschlands vor großen Herausforderungen.

Insbesondere der dramatische Bevölkerungs-
schwund und seine ökonomischen Auswirkun-

gen werden in den kommenden Jahren deutlich
spürbar; bis zum Jahr 2030 ist in der Lausitz mit
 einem Rückgang der Erwerbspersonen um 36 %

im Vergleich zu 2010 zu rechnen.

Im Gutachten „Industrie- und Wirtschaftsregion
Lausitz“ werden sowohl eine umfassende

 Bestandsaufnahme ökonomischer und demo -
graphischer Kerndaten der Lausitz gegeben als

auch Zukunftsperspektiven in Anbetracht der ein-
schneidenden Veränderungen aufgezeigt. Heraus-

gestellt werden kann hierbei die regional bedeut-
same Rolle der Industrie, insbesondere der

Sektoren Bergbau und Energiewirtschaft.

Darüber hinaus wurden auf Kreis- und Regional-
ebene anhand von Beschäftigtenzahlen heute

 bestehende industrielle Schwerpunktbranchen
und industrielle Kerne wie bspw. der Sektor

 Chemie und Kunststoffe identifiziert. Auf Basis
von  Zulieferbeziehungen wurde zudem die über
 Vorleistungen indirekt mit diesen Branchen und

Kernen verbundene Beschäftigtenzahl bestimmt.

Die bei der Bestandsaufnahme gewonnenen
 Erkenntnisse konnten anschließend in einem
zweiten Schritt durch eine Projektion der  künf -
tigen regionalen Fachkräfte- und Wachstums -
entwicklung bis zum Jahr 2030  ergänzt werden.
Dabei stellt sich heraus, dass  die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung der Lausitz bei konstan-
ter Produktivitätsentwicklung in den kommen-
den Jahren rückläufig sein dürfte. Das Gut-
achten schließt mit Handlungsempfehlungen zur
 Stärkung und Verbesserung der ökonomischen
Perspektiven der Lausitz wie etwa einer deutlich
stärkeren Fokussierung heute bereits existenter
Industriezentren. Um dieses Ziel zu erreichen,
sind aber neben den beiden Landesregierungen
Sachsens und Brandenburgs auch alle regio-
nalen Akteure aus Politik, Verwaltung und Wirt-
schaft gleichermaßen gefragt.

ifo Dresden Studie 71

Industrie- und Wirtschaftsregion Lausitz:
Bestandsaufnahme und Perspektiven

Jan Kluge, Robert Lehmann,
Joachim Ragnitz und Felix Rösel

ISBN 978-3-88512-551-8

150 Seiten, zahlreiche Abbildungen 
und Tabellen, München/Dresden 2014, 
15,– €, zzgl. Versandkosten.
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Der diesjährige Workshop „Regionalökonomie“ 
wird von der Dresdner Niederlassung des 

IFO INSTITUTS und der TECHNISCHEN UNIVERSITÄT

BRAUNSCHWEIG ausgerichtet. Die zweitägige 
Veranstaltung soll dem Austausch und der 

Diskussion aktueller Forschungsergebnisse 
dienen und richtet sich dabei vor allem an 

Nachwuchs wissenschaftler, die auf dem 
Gebiet der Regionalökonomie arbeiten. 

Es sind sowohl theoretische als auch 
empirische Arbeiten mit unterschiedlichen

 geographischen Schwerpunkten willkommen. 

Jeder Vortrag wird von einem anderen 
Teilnehmer des Workshops koreferiert.

Die Anreise kann am Donnerstagmorgen, 
den 11. 09. 2014, erfolgen. Für Donnerstagabend

ist ein gemeinsames Abendessen vorgesehen. 
Der Workshop endet am Freitagnachmittag. 

Die Teilnahme ist auch ohne eigenes Vortrags -
angebot möglich.

Einreichungen:
Vortragsangebote können entweder 

durch Einreichung von Diskussionspapieren 
oder Kurzbeschreibungen (2–3 Seiten) 

erfolgen (jeweils in PDF-Format). 
Bitte senden Sie Ihre Angebote 

bis spätestens 08.08.2014 
per E-Mail an die folgende Adresse:

strukturwandel-dresden@ifo.de

ORGANISATORISCHES:

Konferenzsprache:
Deutsch
Vorträge auf Englisch sind möglich

Ort:
ifo Institut, 
Niederlassung Dresden
Einsteinstraße 3
01069 Dresden

Zeit:
11.09. bis 12.09.2014

Teilnahmegebühr:
Keine

Unterkunft:
Die Organisatoren sind gerne bei der 
Suche nach einer Unterkunft behilflich. 
Übernachtungskosten, Reisekosten und 
die Kosten für das gemeinsame Abend -
essen müssen jedoch vom Teilnehmer
selbst getragen werden.

Ansprechpartner: 
Jan Kluge
kluge@ifo.de

Christian Ochsner
ochsner@ifo.de

Carolin Rauch
rauch@ifo.de

Call for Papers
4. Workshop

Regionalökonomie
11. und 12. September 2014 in Dresden




